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(Beginn um 9.00 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen!

Die Sitzung des Gemeinderates ist eröffnet.

Für diese Sitzung entschuldigt sind GRin Mag Feldmann, GRin Smolik, GR Valentin und GRin Zankl.

Vom Klub der Wiener Freiheitlichen wurden ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderates zum Thema „EU-Reformvertrag – Verrat an Wien" eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung im Zusammenhang mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien zu dieser Sitzung eingeladen.

Die Geschäftsordnung sieht vor, dass in Sitzungen des Gemeinderates auf Verlangen keine Geschäftsstücke verhandelt werden. Der Entfall von Fragestunde, Aktueller Stunde und dringlichen Initiativen ist in der Fraktionsvereinbarung festgeschrieben.

Gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung gebe ich bekannt, dass an schriftlichen Anfragen drei des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt sind.

Von den GRen Ingrid Korosec, Karin Praniess-Kastner, Günter Kenesei und Mag Alexander Neuhuber wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6a der Wiener Stadtverfassung betreffend die Vergabe von Terminen für Elektivoperationen in den Krankenanstalten des Krankenanstaltenverbundes eingebracht. Dieses Prüfansuchen wurde an das Kontrollamt weitergeleitet.

Wir kommen nun zum Verlangen.

Ich eröffne die Debatte.

Zur Begründung hat sich Herr GR DDr Schock zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass, wie vereinbart, die Redezeit auf zehn Minuten beschränkt ist. – Bitte.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Die Sondersitzung wurde von uns beantragt, weil in drei Tagen, am 13. Dezember 2007, die EU-Verfassung unterzeichnet wird, also jene Verfassung, die zur Täuschung als „Reformvertrag“ bezeichnet wird. Und in weiterer Folge beginnt dann die staatliche Anerkennung. (GRin Henriette Frank und GR David Lasar entrollen und präsentieren ein Transparent mit der Aufschrift: „Österreicher fragen, statt Demokratie begraben. Volksabstimmung sichern. FPÖ.“) 

Meine Damen und Herren! Bei uns wäre eine diesbezügliche Abstimmung vorgesehen, doch genau diese Abstimmung wird den Österreichern beziehungsweise den Wienern vorenthalten! Die Bundesregierung plant jetzt eine Informationskampagne, angesichts welcher sich die Frage erhebt, warum eine solche Informationskampagne eigentlich notwendig ist. – Sie ist notwendig, weil dieser ganze Vertrag eine Mogelpackung beziehungsweise ein Täuschungsmanöver ist! Das zeigt allein die Tatsache, dass 95 Prozent des Inhaltes aus der alten, von Frankreich und Holland abgelehnten EU-Verfassung stammen.

Es stellt sich daher wirklich die Frage, meine Damen und Herren: Warum versucht man, die Menschen zu täuschen, indem man jetzt nur die europäische Fahne und die Hymne weglässt, sonst aber alles gleich lässt? Halten Sie die Menschen für so dumm, dass sie diesen Schwindel nicht erkennen? – Ich sage Ihnen: Sie wissen genau, dass diese Abstimmung mit großer Mehrheit negativ ausgehen würde, weil die Menschen dieses falsche Spiel längst durchschaut haben!

Meine Damen und Herren! Ich jedenfalls will in keinem Staat leben, der von Anfang an auf Schwindel beziehungsweise auf einer gewaltigen Lüge aufgebaut ist, die darin besteht, dass man hier einen „Reformvertrag“ vorlegt, der eigentlich eine Verfassung ist.

Meine Damen und Herren von Rot, Schwarz und Grün! Wir fordern Sie daher auf: Haben Sie keine Angst vor dem Volk, und lassen Sie die Menschen doch endlich abstimmen! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Der 13. Dezember 2007 wird ein Trauertag für die Republik, weil man uns zum Beispiel die Möglichkeit nimmt, im eigenen Land auch eine eigene Sozialpolitik zu machen; und da gibt es noch sehr viele Beispiele: Es gibt die Gleichbehandlungsrichtlinie, die den sozialen Wohnbau ruiniert. Es gibt die Freizügigkeitsrichtlinie, die das Sozialhilfesystem ruiniert, weil Brüssel bestimmt, an wen wir Sozialhilfe zahlen müssen.

Meine Damen und Herren! Wenn die geplante Gesundheitsdienstleistungsrichtlinie kommt, dann wird sie unser Gesundheitssystem ruinieren!

Meine Damen und Herren! Schon in zwei Jahren wird der Arbeitsmarkt geöffnet, und das wird unseren Wiener Arbeitsmarkt ruinieren!

Meine Damen und Herren! Brüssel sagt uns schon jetzt, wer im sozialen Wohnbau leben darf. Brüssel sagt uns schon jetzt, wer Sozialhilfe empfangen kann, und schon bald wird uns Brüssel vorschreiben, wer in unseren Spitälern behandelt werden muss.

Meine Damen und Herren! In zwei Jahren wird unser Arbeitsmarkt von Brüssel ruiniert! Sie sind dabei, unseren Sozialstaat zu opfern!

Meine Damen und Herren! Wir wollen das nicht! Wenn Brüssel diesen Weg weitergeht, dann wird unser Staat zu einem unsozialen Staat werden, in dem ich jedenfalls nicht leben möchte. Wir sind nämlich der Meinung, dass es die österreichischen Sozialleistungen natürlich nur für Österreicher zu geben hat. Österreich muss in unserer Politik immer Vorrang haben! (Beifall bei der FPÖ.)

Lassen Sie mich jetzt noch kurz zusammenfassen, warum über die neue EU-Verfassung eine Volksabstimmung notwendig ist: Die alte Volksabstimmung aus dem Jahre 1994 genügt natürlich nicht mehr, denn diese erste Volksabstimmung liegt jetzt schon 13 Jahre zurück, und seither hat sich die Vertrags‑ und Verfassungslage wesentlich verändert. Neue Verträge wurden geschlossen, etwa 1997 der Vertrag von Amsterdam oder 2001 der Vertrag von Nizza, und all diese Verträge haben die Verfassungslage substanziell verändert, meine Damen und Herren. Seither sind 14 europäische Staaten im Jahr 2004 und zuletzt im Jahr 2007 Rumänien und Bulgarien beigetreten. Durch diese neuen Mitglieder verändert sich die Wirtschaftslage der Europäischen Union natürlich, weil die Beitrittsländer volkswirtschaftlich deutlich schwächer sind.

Vor allem haben sich aber die politischen Verhältnisse grundlegend geändert, weil jedes neue Mitglied die Stimmgewichtung verändert.

Meine Damen und Herren! Wir müssen heute für alle zahlen, wir haben aber nichts mehr mitzureden, und allein die Tatsache der Aufnahme der neuen Mitglieder stellt einen Fall für den Artikel 44, nämlich für eine Volksabstimmung, dar. Es gibt aber keine Entscheidung des österreichischen Bundesvolkes, dass wir in einem solchen echten Bundesstaat, wie er sich jetzt darstellt, Mitglied sein wollen. Es gibt keine Entscheidung, dass wir unsere staatlichen Souveränitätsrechte aufgeben wollen!

Meine Damen und Herren! Es ist für mich unverständlich, warum die anderen Fraktionen diesbezüglich einfach die Lobbyisten für Brüssel sind. Die FPÖ war immer die einzige Partei, die hier die österreichischen Interessen vertreten hat! (Beifall bei der FPÖ.)

Wir haben schon im Vorjahr im Rahmen eines Volksbegehrens 250 000 Unterschriften gesammelt, und wir sind jetzt dabei, eine neue Petition vorzulegen, mit der wir eine solche Volksabstimmung durchsetzen wollen, meine Damen und Herren! Ich bringe daher folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert die Bundesregierung auf, im Falle einer Ratifizierung des neuen Vorschlags für den Vertrag für die Europäische Union dem Nationalrat ein Ermächtigungsgesetz vorzulegen, über welches eine Volksabstimmung durchzuführen ist."

Ich beantrage in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung und ersuche Sie um Zustimmung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! In drei Tagen, am 13. Dezember, soll ein Beschluss gefasst werden, der unsere Rechte in Österreich ganz wesentlich aushöhlt!

Zum Abschluss noch eine ganz grundsätzliche Bemerkung zur Demokratie. – Meine Damen und Herren von der ÖVP! Haben Sie sich eigentlich schon einmal damit befasst, wie dieser Vertrag mit den Rechten des Parlaments umgeht und dass er daher demokratiepolitisch wirklich gefährlich ist? Es gibt erstmals einen europäischen Bundesstaat, der uns jede Kompetenz wegnehmen kann und dessen Recht immer Vorrang haben wird. Dieser Bundesstaat kann mit der Flexibilitätsklausel jede Kompetenz an sich ziehen. Dann ist es auch mit unserem Föderalismus vorbei, meine Damen und Herren! Haben Sie sich das überhaupt durchgelesen?

Meine Damen und Herren! Vor allem gibt es dann auch das vereinfachte Änderungsverfahren. Dieses vereinfachte Änderungsverfahren allein kann eine Gesamtänderung der Verfassung bedeuten! Das muss man sich wirklich auf der Zunge zergehen lassen. Ich bringe nur eine Passage als Beispiel: Danach kann der Europäische Rat eine Änderung der Bestimmungen über die Arbeitsweise der Europäischen Union allein beschließen. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: Der Europäische Rat allein kann die Bestimmungen über die Arbeitsweise – und das ist de facto die Verfassung – nach Anhörung des Europäischen Parlaments ändern. – Wohlgemerkt heißt es hier: „nach Anhörung“! Und das ist nichts anderes als eine Ausschaltung des Parlaments und des Parlamentarismus! Meine Damen und Herren! Fragen Sie Ihre Juristen! Das geschieht erstmals in der Geschichte unserer Verfassung! Bitte schauen Sie sich das an! Zum ersten Mal wird das demokratische Grundprinzip unserer österreichischen Verfassung verletzt!

Da frage ich Sie: Soll das Ihre neue Demokratie sein? Wer ist denn der Europäische Rat? – Der Rat ist nichts anderes als die Regierung, die Brüsseler Regierung. Soll das Ihre Demokratie sein, wenn eine Regierung in Brüssel ohne Parlament und daher ohne demokratische Legitimation Verfassungsänderungen beschließen kann? 

Meine Damen und Herren! Wir sollten es ganz offen aussprechen: Die Europäische Union in Brüssel entwickelt immer mehr diktatorische Züge!

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich daher zum Abschluss ganz klar feststellen: Es geht hier auch um unsere Demokratie. Jedenfalls ist für uns aber klar, dass wir in keiner Diktatur leben wollen. Wir wollen in keiner Diktatur leben, in der die Zentrale in Brüssel alles bestimmt! Wir wollen diese Diktatur in Brüssel stoppen, und daher fordere ich Sie auf, meine Damen und Herren: Lassen Sie die Menschen in Österreich abstimmen! Das ist ihr Recht. Haben Sie keine Angst vor dem Volk, und lassen Sie die Menschen in Österreich abstimmen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: In Bezug auf die folgenden Wortmeldungen möchte ich bemerken, dass die Redezeit für den Erstredner jeder Fraktion 30 Minuten beträgt. Die Redezeit jedes weiteren Redners ist mit 15 Minuten begrenzt.

Als nächster Redner hat sich Herr StR Herzog zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir befinden uns in der Situation, dass am 13. dieses Monats eine grundlegende Entscheidung für Europa fallen wird, und ich glaube, dass diese Entscheidung nicht ohne die Zustimmung der österreichischen Bevölkerung beziehungsweise des österreichischen Wahlvolkes erfolgen soll. Es ist mit Sicherheit davon auszugehen, dass die Bestimmungen dieses neuen EU-Vertrages, der selbstverständlich als EU‑Verfassung zu betrachten sein wird, die Grundordnung in Österreich ändern werden. Die Verfassung der Republik wird also einer Veränderung unterworfen, und das Recht der Bürger, über eine solche Entscheidung abstimmen zu können, ist verfassungsmäßig festgelegt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist mir völlig unverständlich, warum die anderen Parteien, vor allem die ÖVP und die SPÖ, sich in einem solchen Ausmaß vor der Entscheidung des Volkes fürchten! Wir begegnen dem Phänomen ja schon länger, dass auf verschiedenen Ebenen immer wieder versucht wird, direkte Abstimmungen durch die Bevölkerung zu hintertreiben und Entscheidungen statt dessen durch bloße parlamentarische Bearbeitung, wenn das verfassungsmäßig ausreicht, herbeizuführen. Ich glaube, diese Furcht vor dem Volk ist unberechtigt! Das Volk weiß schon, was es will, und man kann feststellen, dass die Bevölkerung in der heutigen Zeit zu 70 Prozent darüber abstimmen will, was auf europäischer Ebene geschieht. Ich glaube, dass die österreichische Bevölkerung ein Anrecht auf genau diese Art der Entscheidung hat!

Gerade nach den Volksabstimmungen in den Niederlanden und Frankreich haben die österreichischen Parteien ein Versprechen betreffend mehr Bürgernähe gegeben. Sie haben versprochen, dass nun ein großes Umdenken stattfinden wird und dass Europa und die EU den Bürgern näher gebracht werden.

Diese guten Vorsätze haben sich allerdings rasch verflüchtigt! Wie schaut denn die Wirklichkeit aus, meine Damen und Herren? – Die Regierungsparteien verweigern eine Volksabstimmung, und eine Volksabstimmung wird interessanterweise auch von den GRÜNEN abgelehnt, die sonst immer die Bürgernähe auf den Lippen führen. Das heißt, es wird über den Willen von 70 Prozent der österreichischen Bevölkerung schlicht und einfach drübergefahren!

Kommissarin Ferrero-Waldner, aber auch die österreichische Außenministerin haben unisono festgestellt, dass die Bürger das ohnedies nicht verstehen und dass Volksabstimmungen unnötig sind. Daher wird das abgeschmettert, und ich meine, dass diese Geringschätzung des Wahlvolkes durch die Regierenden eine unglaubliche Haltung ist! Meine Damen und Herren! Die EU bewegt sich schlicht und einfach von den gewählten Institutionen der Einzelstaaten, von den Landtagen, von den Parlamenten, vom Nationalrat, von den anderen Gremien in anderen Mitgliedsstaaten weg und zu einem Europa hin, das von nicht gewählten, demokratisch nicht legitimierten Institutionen beherrscht wird.

Einzig und allein das Europäische Parlament kann auf allgemeine Wahlen zurückblicken. Die Rechte des Parlaments als gewählte Institution werden zwar ein wenig aufgewertet, aber alles in allem ist die Macht sicherlich nicht beim Parlament, sondern bei den nicht gewählten und nicht legitimierten Institutionen. Vor allem hat die Macht der Kommissare in einem Ausmaß zugenommen, das erschreckend ist. Wir wollen jetzt um Gottes Willen nicht so bösartig sein und Vergleiche zur Sowjetunion ziehen! Aber ganz von der Hand zu weisen ist der Vergleich nicht, wenn man schaut, in welchem Ausmaß Einzelpersonen heute Machtbefugnisse ausüben, die nicht durch das Wahlvolk und die Zustimmung der Parlamente legitimiert wurden und werden.

Die EU hat den unglaublichen Nachteil, dass demokratische Zustände zwar in den Einzelstaaten Selbstverständlichkeit sind – in den Staaten verfügen wir über gewählte Parlamente und Landtage, die natürlich demokratisch legitimiert sind –, dass solche demokratischen Instrumente jedoch leider auf europäischer Ebene fehlen. In der EU findet eine unglaubliche Ausweitung von Machtbefugnissen durch Institutionen und Personen statt, die sich nicht auf den Willen des Volkes berufen können. Ich glaube, das ist der Hauptgrund, warum eine Volksabstimmung absolut notwendig wäre und warum wir eine Volksabstimmung verlangen, wohl wissend, dass wir von einem großen Teil der öffentlichen Meinung, aber ebenso vom Willen der Bevölkerung getragen werden.

Es wurde schon gesagt: Der EU-Reformvertrag ist fraglos eine Mogelpackung. Man versucht, durch die Hintertür die alten Verfassungsinhalte, die durch die Voten in Holland und Frankreich bereits abgelehnt wurden, zu 95 Prozent wieder einzuführen. Geändert werden nur einigen Kleinigkeiten beziehungsweise Kinkerlitzchen, die nicht wirklich wichtig sind: Der Außenminister heißt nicht Außenminister, und Äußerlichkeiten wie Fahne und Hymne werden halt nicht ganz offiziell eingeführt; trotzdem gibt es sie natürlich. Dessen ungeachtet bleiben 95 Prozent des Verfassungswerkes aufrecht. Giscard d’Estaing hat deshalb ja auch von einem alten Brief im neuen Umschlag gesprochen.

Damit hat er die Sache auf den Punkt getroffen und gesagt, worum es hier wirklich geht: Die Hoheitsrechte der Republik und der Länder, und damit auch die Rechte Wiens, wandern nach Brüssel. Die Selbstbestimmung der Einzelstaaten wird massiv reduziert. Ich meine, es zeichnen sich da die Konturen eines europäischen Einheitsstaates ab. Es wird leider ein Weg von den Einzelnstaaten und vom Staatenbund zum Bundesstaat beschritten, und das, wie ich meine, gegen den Willen der Mehrheit zumindest der österreichischen Bevölkerung.

Ich meine, in der alten beziehungsweise neuen EU-Verfassung gibt es zwei massive Sollbruchstellen, die man hervorheben muss. Beide sind ein Grund dafür, dass das Machtgefüge der nicht gewählten und nicht legitimen Organisationen und Institutionen in Brüssel massiv verstärkt wird. Mein Vorredner hat das schon kurz angesprochen.

Meine Damen und Herren! Ein Problem stellt das vereinfachte Änderungsverfahren im EU-Vertrag dar: Nach Art 33 Abs 6 kann die Änderung aller Teile oder eines Teiles der Bestimmungen des dritten Teiles des Vertrages über die Arbeitsweise der Union nach Anhörung des Parlaments und der Kommission beschlossen werden. „Anhörung“ bedeutet allerdings nicht „Zustimmung“. Ich möchte an dieser Stelle dezidiert betonen, dass diesfalls eine bloße Anhörung und sonst nichts vorgesehen ist! Davon sind mit Ausnahme der Außen- und Sicherheitspolitik alle Bereiche der EU-Politik umfasst. Das betrifft die Landwirtschaft, die Freizügigkeit, den Kapitalverkehr, die Sicherheit, Verkehrsfragen ganz generell, den Wettbewerb, die Angleichung von Rechtsvorschriften, die Wirtschafts- und Währungspolitik und die Beschäftigungspolitik. Massive Einschnitte kann es vor allem in die Sozialpolitik geben, und zwar nicht nur in jene der Republik, sondern vor allem in die Sozialpolitik in Wien. Weiters betrifft das die Ausbildung der Jugend, die Kultur und das Gesundheitswesen, wo neue Richtlinien drohen, die massivste Belastungen für die österreichische Bevölkerung bringen werden. Wie aus der Gleichbehandlungsrichtlinie ersichtlich wird, wird der Sozialstaat in den Staaten der Europäischen Union schön langsam an Grenzen gelangen, sodass der Sozialstaat als solcher nicht aufrechtzuerhalten sein wird. 

Meine Damen und Herren! Davon betroffen werden natürlich die wirtschaftliche und soziale Entwicklung, Forschung, Entwicklung und Umwelt sein. In all diesen Bereichen können Änderungen vorgenommen werden, ohne dass der österreichische Nationalrat dazu seine Zustimmung gibt, wenn bloß eine Anhörung des Europäischen Parlaments erfolgt, ohne dass dessen Zustimmung nötig ist. Die entsprechenden Auswirkungen werden natürlich nicht nur die Republik Österreich als solche, sondern selbstverständlich in massivem Ausmaß auch das Land Wien treffen. Gerade in der Gesundheits- und Sozialpolitik sind die Kosten jetzt schon horribel, und sie werden massiv steigen und eine unfinanzierbare Aufgabe für diese Stadt darstellen.

Weiters ist natürlich das Vorrecht des Unionsrechtes gegenüber dem Recht der Einzelstaaten festgeschrieben. Das wird hier expressis verbis hineingeschrieben. Dadurch erfolgt die Ausschaltung des Parlaments und natürlich auch der Landtage, die in Zukunft keine wirklichen Aufgaben mehr haben werden, wenn diese Entwicklung, wie sie nunmehr geplant ist, fortgeführt wird. 

Weiters zeichnet sich bereits seit Längerem ab, dass die Europäische Union durch die verschiedenen Richtlinien eine Politik vorantreibt, die sich mit dem Willen der österreichischen Bevölkerung nicht in Übereinstimmung bringen lässt. Weder die Antidiskriminierungsrichtlinie, über die wir hier vor Kurzem eine intensive Debatte geführt haben, noch die Gleichbehandlungsrichtlinie sind in irgendeiner Form geeignet, als Gesetzesmaterien dem Willen der Österreicher zu entsprechen. Kein Mensch will, dass Personen nach fünfjährigem Aufenthalt im Inland, egal, ob es sich um EU-Bürger oder nunmehr sogar Drittstaatsangehörige handelt, der persönliche Zugang zu Sozialleistungen möglich wird! Es sind hier Entwicklungen im Gange, die dem Sozialstaat, die der Republik Österreich und dem Land Wien in Zukunft selbstverständlich massive Probleme und eine massive Belastungswelle bescheren werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir glauben, dass es höchst an der Zeit ist, dass Sie sich davon überzeugen lassen, dass eine Volksabstimmung dringend notwendig ist! Es ist notwendig, in einer Volksabstimmung das Wahlvolk zu solchen gravierenden Änderungen der Bundesverfassung zu befragen. Ein Einlenken Ihrerseits wäre wirklich vorteilhaft, denn es kommt jetzt zu einem Abbau der gewählten Institutionen der Republik und zu deren Ersatz durch nicht gewählte Machtgruppen und Institutionen in Brüssel, die über die Lebenswirklichkeiten und Lebensnotwendigkeiten unserer Bevölkerung hinweggehen.

Meine Damen und Herren von den anderen Parteien! Stimmen Sie zu, dass sich der Wiener Gemeinderat für eine Volksabstimmung Österreichs ausspricht und dass wir gemeinsam dafür Sorge tragen, dass eine europäische Zukunft möglich ist und dass diese uns allen nicht durch die Einführung einer demokratisch nicht legitimierten Institutionenherrschaft verbaut wird! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. Ich erteile es ihr.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist schwierig, an einem solchen Montagmorgen eine solche geballte Ladung von Antieuropa-Ressentiments und von Unkenntnis des EU-Reform-
vertrags ertragen zu müssen! Wir von den GRÜNEN werden dieses Spiel, das die so genannte Freiheitliche Partei in diesem heutigen Sondergemeinderat spielt, sicherlich nicht mitspielen! Wir Grünen sind zwar für eine ausführliche Erörterung des EU-Reformvertrags und selbstverständlich auch für verstärkte europapolitische Debatten in diesem Haus. Wir meinen allerdings, dass solche Debatten ernsthaft, seriös und konstruktiv geführt werden müssen, wissen aber, dass die Partei, die diesen Sondergemeinderat beantragt hat, an einer seriösen Auseinandersetzung über Europa sicherlich kein Interesse hat. Das haben die Ausführungen des Klubobmanns der Freiheitlichen Partei deutlich gezeigt.

Meine Damen und Herren von der FPÖ! Es geht Ihnen nicht um die Demokratie, sondern es geht Ihnen darum, mit Hilfe der zum Teil berechtigten EU-Skepsis der Bevölkerung an leicht verdientes politisches Kleingeld zu kommen! Sie zielen in Wahrheit nicht auf eine konstruktive Reform der Europäischen Union ab, die durchaus berechtigt ist – auch die Grünen treten für einen Kurswechsel der Europäischen Union ein! –, sondern Sie zielen auf einen Austritt Österreichs aus der Europäischen Union ab! 

Allein auf der Homepage des Herrn Strache ist im Zusammenhang mit der Volksabstimmung über die Verfassung zu lesen, dass diese Volksabstimmung gleichzeitig auch eine Abstimmung über den EU-Beitritt der Türkei sein sollte. Sie werben mit Slogans wie „Österreich bleibt frei!", und von einer solchen ultranationalistischen, antieuropäischen Haltung grenzen wir Grünen uns auf das Schärfste ab! Dieses Spiel spielen wir nicht mit! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Dieser Gemeinderat darf dieses Spiel nicht mitspielen, und deshalb lehnen wir selbstverständlich auch den heutigen Antrag der so genannten Freiheitlichen Partei ab. Sie vermischen EU-Kritik ständig mit ultranationalistischen, xenophoben, ausländerInnenfeindlichen Tönen. Wir haben das Anti-EU-Volksbegehren, das Sie schon einmal gestartet haben, noch gut in Erinnerung! Und allein die Titelwahl des heutigen Sondergemeinderats „Verrat an Wien" strotzt ja vor Unkenntnis! (GR Mag Harald STEFAN: Argumente!) 

Sie sollten eigentlich wissen, dass mit diesem Reformvertrag gerade die lokale und regionale Ebene massiv gestärkt wird, unter anderem durch ein Subsidiaritätsprotokoll: Die nationalen Parlamente bekommen wesentlich mehr Mitbestimmungsrechte, und die Bürger‑ und Bürgerinnenbeteiligung erfährt eine Aufwertung. (Zwischenruf von GR DDr Eduard Schock.) Aber dafür haben nicht Sie gekämpft, denn Ihr Europaabgeordneter im Europaparlament ist nur als rechtsnationaler Rabauke bekannt! (GR DDr Eduard Schock: Sie müssen den Vertrag einmal lesen!)

 Für all diese Fortschritte im EU-Reformvertrag haben andere Parteien gekämpft! Sie holen sich jetzt sehr leicht verdientes politisches Kleingeld: Sie schlagen ultranationalistische Antieuropatöne an und richten damit großen Schaden an! Auch deshalb lehnen die Grünen den heutigen populistischen Antrag auf eine Volksabstimmung ab! Es geht Ihnen nämlich nicht um Demokratie, sondern eigentlich um die Abschaffung derselben! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zum Thema selbst: Die Grünen stehen dem EU-Reformvertrag positiv kritisch gegenüber. Wir anerkennen die Fortschritte des Reformvertrags im Vergleich zum Status quo, dem Vertrag von Nizza, der mühsam vom Verfassungskonvent auf breiter Basis, aber auch mit NGOs und mit Jugendvertretern und –vertreterinnen erkämpft wurde. Neben der Aufnahme der Grundrechte – was ich am Tag der Menschenrechte, den wir am heutigen 10. Dezember feiern, besonders betonen möchte – wird das Europäische Parlament wesentlich aufgewertet und mit wesentlich mehr Mitbestimmungsrechten ausgestattet. Durch die Verkleinerung ihrer Organe, durch die Ausweitung von qualifizierten Mehrheiten, durch die Einführung der doppelten Mehrheit bei Abstimmungen, wofür wir auch lange gekämpft haben, und durch ein gemeinsames Auftreten in außenpolitischen Fragen wird die Europäische Union insgesamt handlungsfähiger.

Es wurden auch viele Forderungen der Globalisierungskritiker und ‑kritikerinnen in diesen Reformvertrag aufgenommen. So ist es zum Beispiel dem Druck, den Frankreich ausgeübt hat, zu verdanken, dass der unverfälschte Wettbewerb endlich aus den Zielbestimmungen eliminiert und durch das Ziel der Vollbeschäftigung ersetzt wird. Auch die Daseinsvorsorge, ein für Wien besonders wichtiger Bereich, wird mit diesem EU-Reformvertrag substanziell gestärkt.

Weiters wird die Europäische Zentralbank nicht länger ausschließlich dem Ziel der Preisstabilität unterworfen sein, sondern sich endlich auch auf Ziele wie Nachhaltigkeit, Vollbeschäftigung und wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhang konzentrieren können.

Wie ich schon erwähnt habe, werden die nationalen Parlamente massiv gestärkt. Die Alternative zu diesem Reformvertrag wäre die Fortführung des Status quo, des Vertrags von Nizza, mit erheblichen sozialpolitischen und auch demokratiepolitischen Mängeln. Für uns GRÜNE ist dieser Reformvertrag eine deutlich bessere Basis für künftige Veränderungen der Europäischen Union und für einen Kurswechsel beziehungsweise eine Kurskorrektur in Richtung Sozialpolitik, in Richtung europäischer Raum für Demokratie und auch in Richtung friedenspolitischer Dimension. Auch die Dimension der Konfliktprävention wird durch den Reformvertrag deutlich gestärkt.

Wir Grüne sind auch deshalb für das Inkrafttreten dieses Reformvertrages, weil wir denken, dass angesichts der politischen Konstellation in Europa im Moment nicht mehr erreichbar wäre. Bei einer Ablehnung dieses Reformvertrages würde das so genannte „Window of Opportunity“ nicht offen bleiben, und ohne eine verbindliche Verankerung der wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte, wie sie nun im Vertrag vorgenommen wurde, wäre ein entsprechender Fortschritt in den nächsten Jahren nicht möglich. 

Dieser Reformvertrag hat aber – und das darf man auch nicht verschweigen – auch viele Schwächen. Er ist für die Grünen kein Grund zum Jubeln. Der Vertrag ist immer noch bürgerInnenfern. Wie Sie wissen, war es eines der prioritären Ziele nach den negativen Referenden, den Vertrag bürgerInnennäher zu machen. Allerdings ist dieser Reformvertrag nun schlechter lesbar und unübersichtlicher als der so genannte EU-Verfassungs-
vertrag. Auch vom Geist des Verfassungsprozesses und des Konvents ist in diesem EU-Reformvertrag nicht mehr viel übrig. Statt einer breiten Debatte unter Einbeziehung von NGOs, Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen gab es im Vorfeld dieses Reformvertrages erneut ein peinliches nationales Tauziehen und Feilschen um nationale Mitbestimmungsrechte unter den Staats- und Regierungschefs. (GR Mag Wolfgang Jung: Warum sind Sie dann dafür?)

Das Europäische Parlament ist noch immer nicht in alle Bereiche der Gesetzgebung der Europäischen Union mit einbezogen, insbesondere der gesamte Bereich der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ist noch immer vollkommen der demokratischen Kontrolle entzogen. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie akzeptieren das aber mit Ihrem Ja!)

Und auch das Opting-out zweier Staaten in Bezug auf die Grundrechte ist aus grüner Sicht natürlich vollkommen inakzeptabel. Der Landtag hat im Juni auf Antrag der Grünen bekräftigt, dass eine Stärkung der Grundrechte in Europa wichtig ist und die Menschenrechte unteilbar sind. Auch das will ich an diesem heutigen Tag der Menschenrechte betonen.

Mit diesem EU-Reformvertrag werden – da gebe ich allen Kritikern und Kritikerinnen recht – die Zukunftsprobleme der Europäischen Union nicht gelöst. Er ist zwar ein Schritt in die richtige Richtung, der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt der Europäischen Union ist damit aber keineswegs sichergestellt. Dieser Reformvertrag bietet keine ausreichenden Alternativen zur neoliberalen Verfasstheit in der Europäischen Union. Wettbewerb und Binnenmarkt sind immer noch die prioritären Instrumente europäischer Politik. Zudem sind wenig Fortschritte in Richtung Sozialunion erkennbar, denn die Sozialpolitik unterliegt noch immer dem Einstimmigkeitserfordernis. Es gibt keine ernsthafte Debatte über europäische Mindestlöhne. Es gibt keine ernsthafte Debatte über eine gerechte Verteilungspolitik in Europa, obwohl diese im Hinblick auf 72 Millionen von Armut bedrohten EU-BürgerInnen und 20 Millionen Arbeitslosen eigentlich Priorität in der Europäischen Union haben sollte. Es gibt keinen verstärkten Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Und von verbindlichen beschäftigungspolitischen Kriterien, die den verbindlichen Wirtschafts- und Währungsunion-Kriterien etwas entgegensetzen könnten, sind wir weit entfernt.

Leider muss ich an dieser Stelle auch sagen, dass SPÖ und ÖVP und ihre im Europaparlament vertretenen Schwesterparteien leider keine Verbündeten im Kampf für Alternativmodelle zu einem neoliberalen Europa sind. Die SPÖ hat zum Beispiel nicht einmal die Deklaration über Sozialpolitik unterzeichnet, die auf eine Initiative von neuen Mitgliedsstaaten im Zuge des Verfassungsprozesses zurückgeht. Ein Antrag der Grünen dazu wurde im Hauptausschuss abgelehnt. Und die ÖVP ist vor allem mit ihrem Bundesminister Bartenstein ein neoliberales Zugpferd innerhalb der Europäischen Union.

Außerdem haben Sie uns weder im Zuge des Verfassungsprozesses noch während der Debatte über den Reformvertrag beim Kampf und die Schaffung eines Raumes für eine europäische Demokratie unterstützt, der dringend notwendig ist, und das ist wohl eines der wesentlichen Versäumnisse dieses Reformvertrages. Die Schaffung dieses Raumes wäre angesichts von immer mehr Politikbereichen dringend notwendig, um die Kluft zwischen Bürgerinnen und Bürgern und den politischen Entscheidungsebenen in der EU zu überwinden.

Auch haben Sie uns beim Einsatz für eine europaweite Volksabstimmung und den Bemühungen betreffend die Schaffung und Verankerung eines Instrumentariums für eine europaweite Volksabstimmung nicht unterstützt. Die Grünen kämpfen für die Durchführung einer solchen europaweiten Volksabstimmung, weil wir finden, dass eine solche das adäquate Mittel europäischer Bürger‑ und Bürgerinnenbeteiligung wäre. Eine solche europaweite Volksabstimmung würde auch mehr Akzeptanz durch die Bürger und Bürgerinnen und mehr Identifikation der Bürger und Bürgerinnen mit Europa bringen. Eine solche Abstimmung sollte am selben Tag in allen Mitgliedsstaaten stattfinden. 

Meine Damen und Herren! Es ist für uns inakzeptabel, dass die Bürgerinnen und Bürger Europas in solch substanziellen Fragen betreffend die Zukunft der Europäischen Union nicht gefragt werden, denn diese betreffen sie direkt. Auf Grund der Entscheidungen darüber werden die Rahmenbedingungen für die gesamte Wirtschafts‑ und Sozialpolitik geschaffen. Und dass es da keine Mitbestimmungsrechte der BürgerInnen gibt, ist für die Grünen inakzeptabel. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Mit dem vorliegenden Reformvertrag wird nicht einmal ein Mindestmaß an demokratischen Grundrechten für die BürgerInnen Europas sichergestellt. Es gibt zwar einen kleinen Fortschritt mit der so genannten „Europäischen Bürgerinitiative“. Es ist dies das erste direkte demokratische Instrument, anhand dessen Bürger und Bürgerinnen Europas in Zukunft zu verschiedenen Fragen Stellung nehmen können werden. Dieses Instrument ist uns Grünen aber viel zu schwach ausgeprägt: Es sind eine Million Unterschriften in einer so genannten erheblichen Zahl von Mitgliedstaaten erforderlich. Das ist völlig unkonkret. Außerdem ist uns das viel zu wenig, wiewohl es eine große Hürde insbesondere für NGOs und auch kleinere Vereine ist. Das kann es ja wohl nicht sein! Wir Grüne fordern weiterhin das Instrument einer europaweiten Volksabstimmung. Leider ist eine solche Volksabstimmung aber nur in der irischen Verfassung vorgesehen. Ich meine, die Einführung einer europaweiten Volksabstimmung in allen Mitgliedsstaaten würde einem Mindestmaß an demokratischen Grundrechten entsprechen. Offensichtlich haben aber SPÖ und ÖVP Angst vor einer solchen Volksabstimmung! 

Das wundert uns nicht, denn Sie haben es jahrelang verabsäumt, eine kritische und offene Informationspolitik über die Europäische Union zu betreiben! Vor dem EU-Beitritt haben Sie Propaganda gemacht, danach haben Sie jedoch alle unliebsamen Entscheidungen bequem auf das ferne Brüssel abgeschoben! (StR Johann Herzog: Das ist die Methode: Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!)

Da brauchen Sie sich nicht zu wundern, dass die Akzeptanz der Menschen hinsichtlich der Europäischen Union hinkt, dass das Misstrauen gegenüber Ihrer Europapolitik wächst und dass die Lösungskompetenz der Europäischen Union insgesamt in Frage gestellt wird! Viele Menschen sehen nämlich die EU teilweise zu Recht als verlängerten Arm der Globalisierung, und sie haben das berechtigte Gefühl, nicht mitentscheiden zu können und von negativen Entscheidungen direkt betroffen zu sein. (GR Mag Wolfgang Jung: Und darum stimmen Sie gegen die Volksabstimmung? Sehr logisch! Sehr konsequent!) 

Zu den Stichworten Transit, Deregulierung und Sozialabbau: Wenn SPÖ und ÖVP ihrer Aufgabe nachgekommen wären und nachkommen würden, auch komplexe Themen wie zum Beispiel den Verfassungsvertrag oder auch den Reformvertrag so zu erklären, dass die Menschen ihn verstehen und auch in seiner Differenziertheit wahrnehmen könnten, dann bräuchten Sie auch keine Angst vor einer Volksabstimmung zu haben, und Sie bräuchten den Menschen auch keinen mangelnden Informationsstand zu unterstellen! 

Etwas muss schon klar sein, meine Damen und Herren von der SPÖ: Sie haben in den vergangenen Jahren auch sehr gerne auf dem Klavier der nationalen Töne gespielt, wann immer Sie es gebraucht haben und wann immer es für Sie politisch opportun war. Dann waren auch Sie plötzlich nicht mehr für mehr Europa, sondern da sind auch bei Ihnen sehr stark EU-Ressentiments durchgekommen. Ich nenne jetzt nur die Stichworte „Türkeibeitritt“, „Verhinderung der Öffnung der Arbeitsmärkte“ und teilweise auch das Stichwort „EU-Sanktionen“. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ und ÖVP! Sie spielen mit Ihrer Desinformationspolitik und diesem Schlingerkurs in Sachen Europa direkt den rechten Populisten in die Hände! Sie empören sich einerseits über die Antieuropahaltung der FPÖ, und ich bin schon gespannt, welch salbungsvolle Töne von meinem Nachredner und meiner Nachrednerin von ÖVP und SPÖ heute gegen die Volksabstimmungsforderung der Freiheitlichen kommen werden! Andererseits haben Sie aber selbst das Terrain für die ultranationale Rechte, für die FPÖ, für den Antieuropakurs und für die EU-Skepsis in diesem Land aufbereitet. – Aus dieser Verantwortung, liebe Kolleginnen und Kollegen von SPÖ und ÖVP, können und wollen wir GRÜNEN Sie nicht entlassen, und Sie werden bei der Europawahl 2009 dafür voraussichtlich die Rechnung präsentiert bekommen! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie auch!)

Wir GRÜNEN grenzen uns jedenfalls von nationalistischer Antieuropapolitik ab. Wir wollen eine kritische Auseinandersetzung mit der Europäischen Union. Wir wollen eine demokratische Europapolitik. Wir wollen verstärkte europapolitische Debatten auch in diesem Haus. Wien hat diesbezüglich Nachholbedarf, meine Damen und Herren! Nicht nur die EU hat Reformbedarf, sondern auch das Wiener Rathaus! Die Außenpolitik ist in Wien fast ausschließlich Angelegenheit der Verwaltung. Die Opposition ist nicht einmal im außenpolitischen Beirat vertreten. Von Mitbestimmungsrechten in Sachen Europapolitik, wie sie der Nationalrat in Form des Hauptausschusses hat, sind wir hier weit entfernt, meine Damen und Herren! Und auch die Europa-Kommission ist dringend reformbedürftig, denn sie ist kein richtiger Europa-Ausschuss, wie ihn andere Bundesländer zum Teil haben. 

Wir GRÜNEN werden auch weiterhin für mehr Mitbestimmung kämpfen. Wie Sie wissen, führen wir diese Debatte über eine demokratische Aufwertung der Europapolitik in diesem Haus nicht zum ersten Mal! Es gibt viel zu wenig europapolitische Debatten, an denen die Bürgerinnen und Bürger teilhaben können! Wir regen auch im Zusammenhang mit dem Reformvertrag ein BürgerInnenforum im Rathaus an, das unter Einbeziehung von NGOs, ExpertInnen, WissenschafterInnen, Reformvertragsbefürwortern und –gegnern abgehalten wird. 

Wir wollen mehr und demokratischere Europapolitik, und wir grenzen uns von Antieuropa-Ressentiments ab. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Im Zusammenhang mit diesem Europa erleben wir eine Erfolgsgeschichte, wie es sie in der Vergangenheit noch nie gegeben hat! Und ich glaube, es liegt in unserer Verantwortung, als Politiker nicht mit den Ängsten der Bevölkerung zu spielen, sondern unsere Zukunftsaufgabe ernst zu nehmen und für die nächsten Generationen zu arbeiten. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Man kann viel Kritik an der Europäischen Union und an deren Vertretern äußern. Ich bin jeder politischen Partei und jedem politischen Vertreter dankbar, wenn sie auch den Finger auf die Wunden legen. Ich kann es aber nicht unterstützen, wenn man hier so tut, als ob es besser wäre, wenn wir nicht mehr in der Europäischen Union wären! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben die Pflicht und die Verantwortung, dass wir uns so verhalten, wie es im Handelsgesetzbuch für den ordentlichen Kaufmann festgelegt ist. Für einen ordentlichen Kaufmann bestehen Sorgfaltspflichten, er hat bestimmte Umgangsformen gegenüber seinen Kunden an den Tag zu legen, und man misst ihn an einem objektiven Maßstab und nicht nur an subjektiven Kriterien. 

Meine Damen und Herren! Ausschlaggebend ist, dass wir als Politiker über die Fähigkeiten und Kenntnisse verfügen, die notwendig sind, damit wir dieses Land in die Zukunft führen können. Es ist notwendig, dass wir ernst nehmen, worum es in Europa geht. Und nennen Sie mir einen Grund, warum Europa in den vergangenen Jahren so schlecht gewesen sein soll, nachdem es noch nie eine so lang zusammenhängende Friedensperiode in Europa gegeben hat wie seit der Zeit der Gründung dieser Europäischen Union beziehungsweise ihrer Vorläufer. (Beifall bei der ÖVP.)

Nie zuvor gab es eine so lang zusammenhängende Friedensperiode! Nie zuvor ist die Wirtschaft in Österreich so gewachsen und ist die Zahl der Arbeitsplätze in Österreich in einem solchen Umfang gestiegen wie in den letzten zehn Jahren. 

Wie heißt es so schön? – Der Vergleich macht uns sicher! Welches Land bietet sich denn am ehesten für eine diesbezügliche Auseinandersetzung und einen Vergleich an? – Ich würde sagen: Die Schweiz! Die Schweiz gehört nicht der Europäischen Union an. Die Schweiz führt seit Langem ein Inseldasein. Und von vielen in Österreich wurde in der Vergangenheit die Schweiz als positives Beispiel dargestellt, warum man eine nähere Verzahnung innerhalb Europas nicht braucht. – Ich glaube, nichts bietet sich für einen solchen Vergleich besser an als der Bericht von Karl Aiginger vom Wirtschaftsforschungsinstitut mit dem Titel „Zehn Jahre EU-Mitgliedschaft. 1995 bis 2005“. 

Ich weise darauf hin: In dieser Zeit war auch die Freiheitliche Partei in der Regierung! Nur damit mir dann nicht vorgeworfen wird, dass dieser Bericht nur SPÖ und ÖVP betrifft. 

Ich zitiere jetzt von Seite 3 des genannten Berichtes: „Der Vergleich mit der Schweiz. – Das Wirtschaftswachstum in der Schweiz liegt in den letzten zehn Jahren mit 1,5 Prozent pro Jahr ein Viertel niedriger als in Österreich.“ – Das Wirtschaftswachstum war dort um ein Viertel niedriger! (GR Mag Wolfgang Jung: Da müssen Sie aber auch das Niveau in Betracht ziehen, Herr Kollege!) Es ist ganz richtig, Herr Kollege, dass die Schweiz von einem höheren Niveau ausging. Daher danke ich Ihnen für dieses Stichwort!

Schauen wir uns nun aber den Aufholprozess an, der in Österreich gelungen ist! Der Aufholprozess ist nämlich klar sichtbar – ich zitiere: „Lag das kaufkraft‑ und wechselkursbereinigte Pro‑Kopf‑Einkommen Österreichs 1985 bei 77 Prozent der Schweiz, so erreichte es 1995 89 Prozent und 2005 rund 95 Prozent.“ – Warum, glauben Sie, ist das so? Nicht weil sich die Schweiz so positiv entwickelt hat! Vielmehr hat sie in Wirklichkeit eine Stagnation zu verzeichnen, während es Österreich im Rahmen der Europäischen Union geschafft hat, mit Hilfe der Entwicklungsmöglichkeiten, die uns gegeben wurden, mit den Exporten in den Osten und mit den Direktinvestitionen, die andere EU‑Staaten in Österreich vorgenommen haben, so zu erstarken, dass wir diesen Aufholprozess nun positiv beendet haben und damit in den nächsten Jahren auf der Überholspur zur Schweiz liegen werden. 

Meine Damen und Herren! Der Marktanteil Österreichs stieg in den Ländern der EU ganz eklatant, während jener der Schweiz von 3,2 auf 2,8 Prozent fiel. – Ich zitiere den Kommentar aus dem Bericht dazu: „Generell befürchten Schweizer Beobachter und Wirtschaftsanalysten heute immer mehr eine Isolation der Schweiz und würden eine stärkere Integration der Schweiz akzeptieren.“ 

Nichtsdestotrotz oder gerade deswegen stehen beziehungsweise standen die Schweiz und Liechtenstein jetzt vor einem der schwierigsten Momente ihrer Entscheidung, ob sie dem Schengenabkommen beitreten oder nicht. – Sie haben sich nun entschlossen, dem Schengenabkommen beizutreten. 

Die Schweiz wird im November kommenden Jahres diesen Schengenbeitritt vollziehen, und damit wird sich die Schweiz auch dem Sicherheitssystem der Europäischen Union annähern und verpflichten. Warum? – Das liegt klar auf der Hand! Man darf ja nicht glauben, dass es dem organisierten Verbrechertum im Zeitalter der Globalisierung heute nicht möglich ist, jede Grenze zu überschreiten! Und Sie werden das Volk auch kaum glauben machen können, dass Sie für den Fall, dass wir nicht mehr bei der EU sind, einen großen Zaun rund um Österreich errichten, also quasi eine neue Berliner Mauer rund um Österreich aufstellen würden, damit niemand mehr herein kann! Das glaubt Ihnen doch niemand, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Freiheitlichen Partei! (Beifall bei der ÖVP!)

Das Schengener Durchführungsübereinkommen ist seit 1. September 2007 auch in den neuen Mitgliedsländern der EU in Kraft, und es hat sich gezeigt, dass die grenzüberschreitende polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit sehr wichtig war und zu wahren Erfolgen geführt hat. In den letzten drei Monaten wurden rund 35 Personen allein auf Grund dieser Zusammenarbeit in Österreich festgenommen. Allein auf Grund dieser Zusammenarbeit wurden nun rund eine Million Ausschreibungen in den Onlinecomputer der Polizei gestellt. Wir sind nunmehr mit allen relevanten diesbezüglichen Daten verbunden. Das gäbe es nicht ohne Europäische Union! Das gäbe es nicht, wenn wir allein wären! Wir wüssten nicht, wenn wir einen ausländischen Kriminellen anhalten, wo er welche Straftaten begangen hat. Heute können wir das aber ganz genau nachvollziehen, und wir können auf Grund des europäischen Haftbefehls Haftbefehle sofort vollziehen. All das war früher nicht möglich. Früher gab es langwierige Verfahren, die Interpol‑Zusammenarbeit dauerte manchmal Tage oder auch Wochen, bis ein Haftbefehl wirklich zu vollstrecken war. Es bedurfte mühsamer bilateraler Kleinarbeit, heute ist der Haftbefehl hingegen sofort vollziehbar.

Meine Damen und Herren Kollegen von der Freiheitlichen Partei! Wollen Sie das jetzt wieder abschaffen? Wollen Sie den Österreichern dieses Mehr an Sicherheit wieder nehmen? Das kann es doch wohl nicht sein, meine Damen und Herren! Streuen Sie also den Österreichern nicht so viel Sand in die Augen, sondern versuchen Sie, den Bürgern wirklich das zu geben, was sie brauchen, nämlich mehr Sicherheit für dieses Land! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Im Vertrag von Nizza haben sich die Staaten Europas, die innerhalb der Europäischen Union bereits zusammengeschlossen waren, verpflichtet, sich über die Zukunft der Europäischen Union Gedanken zu machen und festzulegen, wie diese Zukunft aussehen soll. – Ich möchte das an den Beginn meiner Ausführungen stellen, weil das so wichtig ist: Der Reformvertrag, über den wir heute diskutieren, ist ja nicht von heute auf morgen entstanden, sondern er wurde über viele Jahre hinweg entwickelt. Viele Menschen in der Europäischen Union sowie in den nationalen Parlamenten und Regierungen haben sich buchstäblich Tag und Nacht die Köpfe zerbrochen, wie man das Ganze in Zukunft anlegen kann. Natürlich ist dieser Reformvertrag ein Kompromiss, wie er unter 27 Staaten nur erfolgen kann, ein Kompromiss, den man eben schließen muss, wenn man zusammengehören will. 

Meine Damen und Herren! Was wäre denn die Alternative? Sollen wir sagen, dass wir mit den Nachbarländern nicht diskutieren wollen? Sollen wir sagen, dass wir mit den in Europa vorherrschenden Staaten nicht konkurrieren, aber einander auch nicht wirtschaftlich austauschen und dadurch enorm viele Arbeitsplätze in Österreich sichern wollen? Wollen wir all das nicht? – Selbstverständlich wollen wir das!

Stellen Sie sich doch nur unsere großen österreichischen Banken vor! Glauben Sie, dass ein Raiffeisenkonzern, die Erste Bank, die HVB et cetera all die Arbeitsplätze in Österreich halten hätten können, wenn wir nicht bei der Europäischen Union wären? Glauben Sie, dass wir Arbeitsplätze in Österreich sichern hätten können, wenn die Unternehmen der Bauindustrie, die VOEST und die gesamten ehemaligen verstaatlichten Unternehmen nicht die Chance gehabt hätten, in den nahe gelegenen Mitgliedsländern zu investieren? Glauben Sie, dass wir als 8 Millionen-Volk uns in Europa leichter täten, wenn wir den Markt von 500 Millionen Menschen nicht hätten? Glauben Sie nicht, dass es leichter ist, dass wir unseren Markt entsprechend unterstützen und unseren Konsumenten all jene Produkte anbieten, die jetzt verfügbar sind, als wieder eine Gebietsbeschränkung vorzunehmen, wie es sie vor 20 Jahren gegeben hat, als nur eine Molkerei pro Gebiet ihre Milch in die jeweiligen Auslagen der Geschäfte stellen konnte und als man hier nur die Milch der Wiener Molkerei, aber nicht die Tirolmilch bekommen konnte? 

Glauben Sie, dass es gescheit ist, wenn es wieder nur eine Sorte Käse gibt? Glauben Sie, dass es gescheit wäre, das Angebot wieder zu verringern? Meine Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei! Sie versuchen, den Leuten vorzumachen, dass dann alles besser wäre. Ich sage Ihnen aber, dass dann eindeutig nicht mehr der Wohlstand erzielbar wäre, den wir in den vergangenen Jahren gehabt haben! Es würde einen Rückschritt geben!

Ich gebe Ihnen aber hinsichtlich gewisser Aspekte in der Europäischen Union recht. So bin ich zum Beispiel vollkommen Ihrer Meinung, dass es viele Beamte in der Europäischen Kommission gibt, bei denen wir ganz genau darauf achten müssen, dass sie den Willen vollziehen, den wir als Nationalstaaten haben. Darauf müssen wir achten, das ist wirklich notwendig, das habe ich mir schon öfters gedacht.

Ich meine, man sollte auch die Verträge, die mit den Beamten der Europäischen Union abgeschlossen werden, einmal einer Änderung unterziehen. Ich bin mir nämlich nicht sicher, ob es wirklich besonders klug ist, dass die Beamten der Europäischen Union Verträge bis zu ihrer Pensionierung haben! Ich meine, dass es wahrscheinlich klüger wäre, wenn die Beamten, wie in anderen europäischen oder internationalen Organisationen, Verträge hätten, die auf einige Jahre beschränkt sind und bei denen unter Umständen eine Verlängerungsmöglichkeit besteht. Ich halte es aber wirklich nicht für sehr klug, hier unbefristete Verträge auszustellen. Insofern bin ich mit Ihnen einer Meinung: Wir müssen uns die Bürokratie in Brüssel wirklich ganz konkret anschauen! Ich lehne es aber ab, wenn man sagt, dass wir dieses Reformwerk für unser Land nicht nutzbar machen sollen! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Worum geht es in diesem Reformvertrag? – Sie haben gesagt, dass es in der Europäischen Union keine Demokratie gibt. Ich glaube, dass es auch ganz wichtig ist, die Menschen darüber zu informieren beziehungsweise aufzuklären, wer denn der Europäische Rat ist. Das klingt für viele so abstrakt, die Leute können sich darunter oft nichts vorstellen. Viele glauben, dass es sich dabei um einige Beamte handelt, die in Brüssel sitzen und entscheiden. – Das stimmt nicht, meine Damen und Herren, und Sie von der Freiheitlichen Partei wissen das ganz genau! Sie wollen es aber den Menschen nicht sagen, denn auch Ihre Vertreter sind zuletzt noch in der Regierung gesessen und haben Beschlüsse im Rahmen des Europäischen Rates gefasst! Konkret besteht der Europäische Rat nämlich aus den Ministern der jeweiligen Regierungen, und Sie können nicht sagen, dass die Minister der jeweiligen Regierungen nicht demokratisch legitimiert wären! Wenn Sie sagen, dass Sie da diktatorische Elemente orten, dann sagen Sie bewusst die Unwahrheit! (GR Mag Harald STEFAN: Eine Regierung kann doch keine Verfassungsänderung beschließen! Erklären Sie mir das! Das können Sie nicht erklären!) Sie sollten wirklich einen Ordnungsruf bekommen, weil Sie hier mit Begriffen arbeiten, die nicht zutreffen! (GR Mag Harald STEFAN: Das ist im Reformvertrag vorgesehen! Im Reformvertrag steht, dass der Europäische Rat, also die Regierung, eine Verfassungsänderung beschließen kann, und das ist undemokratisch!)

Sie können nicht sagen, dass die Vertreter der nationalen Regierungen nicht demokratisch legitimiert sind! Und diese Vertreter der nationalen Regierungen treffen die Entscheidungen. (StR Johann Herzog: Wollen Sie das in Österreich auch einführen?)

Meine Damen und Herren! (Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Lassen Sie den Redner in seiner Rede fortfahren!

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Der Europäische Rat soll nunmehr durch einen Präsidenten gestärkt werden, der auf zweieinhalb Jahre gewählt werden soll. Hinzu kommt auch eine Stärkung des Parlamentes. Und auch die Kommission wird stärker kontrolliert. Das Parlament wird in Zukunft den Kommissionspräsidenten wählen, und die Wahl des Kommissionspräsidenten durch das Europäische Parlament, meine Damen und Herren, ist doch wohl eine demokratische Legitimierung! Damit ist er ja wohl eindeutig demokratisch legitimiert! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Wenn Österreich im Europäischen Parlament in Zukunft um einen Sitz mehr bekommt, dann ist das doch auch ein Vorteil für Österreich! Es ist zweifellos ein Vorteil für Österreich, wenn wir in Zukunft 19 Abgeordnete statt 18 Abgeordnete haben! 

Meine Damen und Herren! Auch die Tatsache, dass das Parlament mehr Mitwirkungsrechte bekommt, ist ein Vorteil in Bezug auf die demokratische Legitimierung. Warum wollen Sie nicht, meine sehr geehrten Kollegen von der Freiheitlichen Partei, dass das Europäische Parlament mehr Mitwirkungsrechte bekommt? Auch das ist doch ein Vorteil!

Wenn uns nun das Recht eingeräumt wird, dass jetzt auch ein europäisches Volksbegehren initiiert werden kann und damit Gesetzesinitiativen auch von den 
BürgerInnen Europas ausgehen können, dann ist das ebenfalls ein Vorteil, auch wenn wir da oder dort vielleicht noch etwas verbessern können. Ich meine aber, dass das notwendig ist und dass wir auch in dieser Hinsicht Vorteile haben. Sie werden doch wohl nicht sagen, dass Sie das nicht wollen! Das sollten sie eigentlich auch unterstützen!

Meine Damen und Herren! Wenn in diesem Vertrag nun erstmals auch soziale Ziele, Werte und Rechte im Primärrecht verankert werden, dann wird das wohl auch in Ihrem Interesse sein! Damit sind wir im Rahmen der Europäischen Union bereits ein Stück weiter als in der österreichischen Verfassung, denn in dieser ist noch nichts über soziale Werte verankert! In diesem Bereich ist uns die Europäische Union nun bereits ein Stück voraus: Sie geht ein Stück vor uns, und wir holen das nach!

Meine Damen und Herren! Wenn Sie sagen, dass es Ihrer Meinung nach unbedingt notwendig ist, eine Volksabstimmung zu machen, ohne dass hier ein Grundprinzip der Verfassung wirklich geändert wird, dann bringe ich Ihnen jetzt ein Beispiel im Hinblick auf unseren Verfassungsvertrag: Glauben Sie, dass es gescheit wäre, wenn wir im Fall, dass wir die österreichische Verfassung nun einer grundsätzlichen Änderung unterziehen, indem wir darin auch die sozialen Rechte installieren und eine Grundrechtscharta auch in Österreich verstärkt verankern, in neun Bundesländern neun Volksabstimmungen abhalten, bevor wir das in Österreich auf nationaler Ebene beschließen? Glauben Sie, dass das wirklich klug wäre? (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Ich glaube, Sie sollten zuerst einmal als Politiker, als die Sie gewählt sind, Ihre Pflichten erfüllen! Sie sollten das tun, wofür Sie gewählt sind, nämlich entsprechende Arbeiten für die Menschen übernehmen und erledigen! Ich glaube, dass der Großteil der Menschen in Wirklichkeit froh wäre, wenn man in der Politik mehr erledigen würde! Und Sie haben es in der Hand, das auch zu tun, anstatt mit den Ängsten der Menschen zu spielen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie in diesem Verlangen sagen, dass es ein Verrat an Wien sei, dann möchte ich für die Bevölkerung klar hervorstreichen, dass es durch diesen Reformvertrag nun auch eine klare Anerkennung der kommunalpolitischen Ebene gibt. Die kommunalen Selbstverwaltungsrechte der Gemeinden sind erstmals Bestandteil der nationalen Identität der Mitgliedsstaaten. Die kommunale Selbstverwaltung ist nun festgeschrieben, und wenn Sie sagen, dass das ein Verrat an Wien sei, dann antworte ich: Genau das Gegenteil ist der Fall, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit wird klar geregelt, wofür die EU zuständig beziehungsweise ausschließlich zuständig ist, es wird klar geregelt, wo es geteilte Zuständigkeiten gibt, und es gibt eine Generalklausel für all die anderen Bereiche, in denen die Nationalstaaten zuständig sind. Dadurch kommt es, wie ich glaube, zu wesentlichen Erleichterungen und zu einer besseren Lesbarkeit.

Aber ich gebe Ihnen recht: Es ist schlecht, dass der Verfassungsvertrag als solcher nicht zustande kommen konnte. Es tut mir persönlich sehr leid, dass wir diesen nicht unterzeichnen können. Er hätte vermutlich zu noch mehr Lesbarkeit geführt. Es wäre dann nicht notwendig, dass man mehrere Dokumente gleichzeitig lesen muss, um zu sehen, was jetzt wirklich rechtens ist. Dazu ist es jetzt nicht gekommen. Das wird aber in einem nächsten Schritt wohl erforderlich sein, und wir dürfen nicht aufhören, an der Zukunft Europas weiterzubauen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wie schwierig die Situation beim Abschluss von europäischen Verträgen ist, hat sich gerade beim Zustandekommen des Reformvertrages klar gezeigt. Dass Großbritannien und Polen sich ein Opting-out für die Grundrechtscharta geben ließen, tut mir persönlich weh, weil hier mit einem Vetorecht gearbeitet wird und man sich Rechte herausnimmt, die nur schwer verständlich sind. Ich verstehe nicht, dass zwei Staaten die Grundrechtscharta nicht anerkennen können, wenn alle anderen 25 Staaten diese anerkennen. Dazu wäre es vielleicht nicht gekommen, wenn es den Vertrag schon gegeben hätte! Dann bestünde ein klarer Vorteil, dann hätten nämlich einzelne Staaten wie Polen und Großbritannien Europa nicht in Geiselhaft nehmen können. Meine Damen und Herren! Wenn Sie mehr Gerechtigkeit in Europa wollen, dann müssten Sie eigentlich den Reformvertrag unterstützen und dürften nicht dagegen sein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben über das Prinzip der Einstimmigkeit gesprochen: Mit diesem Reformvertrag wird es jetzt auch mehr Mehrheitsentscheidungen geben. Das kann man natürlich von zwei Seiten betrachten: Einerseits kann man sagen, dass man ein Vetorecht verliert, wie es Ihre Abgeordnete im Nationalrat getan hat, andererseits kann man aber auch sagen, dass man von anderen Ländern nicht mehr in Geiselhaft genommen werden kann. – Wir müssen beide Seiten sehen, und ich glaube, es muss notwendig sein, dass wir wirklich mit beiden Varianten umzugehen lernen. Wir müssen lernen, unser Vetorecht nur dann einzulegen, wenn es notwendig ist. Wir müssen aber, wenn es für ein Zusammenrücken in Europa notwendig ist, auch zu gemeinsamen Entscheidungen finden können und dürfen uns nicht selbst blockieren.

Eine große Frage stellt sich gerade in diesen Tagen, die heutigen Zeitungen sind davon voll: Es geht um den Kosovo. Die Schwierigkeit bei einer Lösung für den Kosovo liegt nicht nur daran, dass es auch Interessen weiter südöstlich der Europäischen Union, am dortigen Balkan, gibt, sondern auch daran, dass wir innerhalb der Europäischen Union dafür noch keine gemeinsame Sprache haben. Ich halte es für dringend notwendig, dass wir eine solche gemeinsame Sprache finden. Und ich glaube, dass der hohe Repräsentant, der nun geschaffen wird, wahrscheinlich einen Teil davon verkörpern kann, wenn er auch nicht die Rechte hat, wie sie im europäischen Vertrag geplant waren.

Es wird nämlich notwendig sein, dass die EU mehr mit einer Stimme spricht, und zwar gerade auch im Hinblick auf unser unmittelbares Vorfeld. Hinsichtlich des Balkans besteht in Österreich ein ureigenes Interesse betreffend Stabilität und Sicherheit. Wenn wir uns diesbezüglich nicht engagieren und wenn wir es nicht schaffen, gemeinsam mit der Europäischen Union dort auch Druck zu machen, dann sind die Leidtragenden unter der Bevölkerung wirklich wir. Und ich meine, das geht nur gemeinsam. Wir werden das nicht allein lösen können, sondern wir werden andere Mitgliedsstaaten dazu brauchen, und wir werden dazu auch die finanziellen Mittel anderer brauchen, um dort die entsprechenden Strukturen zur Verfügung zu stellen und zu unterstützen. Es ist notwendig, dass wir uns in diesem Sinn gemeinsam engagieren. Ohne gemeinsames Engagement gäbe es in diesem Bereich einen klaren wirtschaftlichen Verlust und einen Stabilitätsverlust für Österreich.

Meine Damen und Herren! Der europäische Vertrag bringt einiges an Vorteilen. Er löst noch nicht alle Probleme, aber das bedeutet nicht, dass er deswegen schlecht ist. Damit setzen wir einen Schritt in die richtige Richtung. Der Vertrag ist notwendig, um Europa auch in den nächsten Jahren mehr Kraft zu geben: Wir alle zusammen müssen uns als Europa verstehen, und zwar auch innerhalb der weltweiten Handelsströme.

Ich möchte Ihnen jetzt noch gerne darlegen, wie die Handelsströme in der Welt laufen, um zu zeigen, dass wir hier nicht allein arbeiten können: Welche Regionen sind im Hinblick auf das gesamte Handelsvolumen der Welt die stärksten? – Den ersten Platz nehmen die EU-25 beziehungsweise nun die EU-27 ein. Ich habe noch die Daten, in denen die EU-27 nicht erfasst sind, aber schon damals waren es 3 714 Milliarden US-Dollar. An zweiter Stelle steht bereits Südostasien inklusive Japan mit 2 388 Milliarden US-Dollar, und an dritter Stelle finden wir Nordamerika mit 1 324 Milliarden US-Dollar.

Wenn wir uns nun die Handelsströme zwischen den Weltregionen anschauen, dann sehen wir, dass der größte Handelsstrom zwischen Asien und Nordamerika mit 533 Milliarden fließt. Der Handelsstrom zwischen Asien und den EU-25 liegt bereits an zweiter Stelle mit einem Geldfluss von 390 Milliarden US-Dollar.

Meine Damen und Herren! Könnten wir nach Ihrer Meinung, wenn wir aus diesen EU-27 ausscheren, unsere Handelsströme in diesen Bereichen besser oder schlechter organisieren? Würde unsere Wirtschaft dann wachsen, oder wären die Daten rückläufig? Würde die Zahl der Arbeitsplätze steigen oder sinken? – Ich glaube, ich brauche die Antwort nicht zu geben! Das liegt so eindeutig auf der Hand, wie es eindeutiger gar nicht sein kann!

Wir brauchen uns nur die Rolle Deutschlands im Verhältnis zu Österreich ansehen: Die dominierende Rolle Deutschlands im Außenhandel gegenüber Österreich konnte von 38 Prozent auf 32 Prozent zurückgeschraubt werden. Unser Nettodefizit beträgt rund ein Drittel des Nettodefizits Deutschlands. Die Arbeitslosigkeit in Österreich ist nunmehr nur mehr halb so groß wie in Deutschland. Während im Jahr 1995 in Österreich 13 438 Deutsche gearbeitet haben, arbeiteten im Jahr 2005 bereits 52 692 Deutsche in Österreich.

Warum ist das Ihrer Meinung nach wohl so? – Weil unsere Wirtschaft in der Vergangenheit vom EU-Beitritt profitiert hat und weil wir von der Öffnung zu den Staaten östlich unserer Grenze enorm profitiert haben. Wir konnten mehr Arbeitsplätze schaffen. Es gab noch nie so viele Arbeitsplätze wie derzeit, und daher kommen auch Leute aus Deutschland zu uns, um hier zu arbeiten: Es sind jetzt bereits viermal so viele Deutsche bei uns wie zur Zeit des österreichischen Beitritts zur Europäischen Union. Die deutschen Direktinvestitionen in Österreich haben Ende 2004 24,9 Milliarden EUR erreicht, das ist bereits das Vierfache des Jahres 1995.

Meine Damen und Herren! Das ist es, was unsere Erfolgs-Story ausmacht! Wir profitieren von unserer EU-Mitgliedschaft immer mehr und immer besser, bei aller Vorsicht, dass wir auch die Schattenseiten nicht übersehen dürfen und diese konzentriert und genau kontrollieren müssen.

Meine Damen und Herren! In einem Kommentar in einer heutigen Tageszeitung ist das sehr gut beschrieben. – Es heißt hier: „Allen ist bewusst, dass in Zeiten des organisierten Verbrechens Schlagbäume keinen Schutz mehr bieten. Erfolg hat nur die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Polizei und der Informationsaustausch, der dank Schengen verbessert wurde. Ob die Menschen die Öffnung der Grenzen – und damit Europa – akzeptieren, wird von ihrem Gefühl der grenzenlosen Sicherheit abhängen." (StR Johann Herzog: Das werden wir erst sehen!) 

Meine Damen und Herren! Es liegt an uns, den Menschen dieses Sicherheitsgefühl zu geben, anstatt Ängste zu schüren. In diesem Sinne wünsche ich nicht nur dem Gemeinderat, sondern vor allem auch dem Wiener Landtag, dass es möglich wird, einen verstärkten diesbezüglichen Diskurs auch auf Landesebene und in der Europakommission zu führen. Ich wünsche mir, dass wir mehr Informationen über den Rat der europäischen Regionen erhalten, in den der Bürgermeister vor Kurzem wiedergewählt wurde. Auch in diesem Gremium soll ein wahrer Diskurs über europapolitische Anliegen geführt werden, damit die Menschen auch in dieser Stadt mehr Information erhalten und damit mehr Gefühl für Europa und für Sicherheit bekommen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Verehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Heute, am Tag der Menschenrechte, möchte ich gerne mit einem Zitat von Johann Wolfgang von Goethe beginnen: „Amerika, du hast es besser als unser Kontinent, der alte, hast keine verfallenen Schlösser und keine Basalte. Dich stört nicht im Innern zu lebendiger Zeit unnützes Erinnern und vergeblicher Streit."

Ein bisschen erinnert mich das jetzt an die Plakate – sündteure Plakate! –, die mir in den letzten Tagen im Süden unseres Landes aufgefallen sind. Sie haben keine Information enthalten und waren sehr gestrig, und deren Streitgehalt bestand in ein paar Knittelversen, bei denen sich in etwa „Patrioten“ auf „Chaoten“ gereimt hat.

Nur ganz kurz zum Thema Chaos: Ich habe es etwas sonderbar gefunden, dass der Beschlussantrag der Blauen bis 9 Uhr gar nicht eingelangt war! Ich glaube, wir hatten da andere demokratische Spielregeln vereinbart. 

Nun zurück zu Goethe: Der angesprochene Vorteil der modernen Vereinigten Staaten gegenüber dem so genannten alten Kontinent stammt ja noch aus einer Zeit, da Europa kein nationalstaatliches Ordnungsgefüge besaß, sondern von feudalen Strukturen und dynastischen Verbindungen beherrscht war und wechselnde politische Bündnisse eine Politik charakterisierten, in der die europäischen Großmächte je nach ihrer Interessenslage strategische Allianzen mit kleineren Staaten suchten. Es gab damals aber kein Gemeinschaftsinteresse. Wichtig für die Bürger in ganz Europa war lediglich – ich zitiere, wie es ein anonymer Autor des Jahres 1785 formuliert hat –, „wo wir billigere und aufgeklärtere Gesetze, mildere Steuern, menschlichere Pfleger, zahmere Beamte, mäßigere Zölle und Mauten und Wildbret finden möchten“. Dem gegenüber stand das Bild des neuen Amerika als Symbol für die tiefgreifenden sozialen Umbrüche, die sich schicksalhaft mit dem großen Erdbeben von Lissabon am Allerheiligentag des Jahres 1755 ankündigten.

Ich bleibe gleich bei Lissabon: Dort wurde nach lange dauernden Verhandlungen der EU-Reformvertrag entwickelt, und mir hat die Aussage des portugiesischen EU-Ministers bei der REGLEG-Konferenz in Barcelona sehr gefallen, der gemeint hat: „Die Welt hat nicht auf uns gewartet, während wir fünf Jahre lang um diesen Vertrag gestritten haben."

In Lissabon wurde also der EU-Reformvertrag entwickelt, der in wenigen Tagen in Brüssel unterfertigt und im Laufe des Jahres 2008 von allen 27 Mitgliedsstaaten ratifiziert werden soll. Dieser Vertrag ist nicht mehr und nicht weniger als eine Weiterentwicklung bestehender Verträge. Er stellt keine so genannte Gesamtänderung unserer Bundesverfassung dar, denn keines der Grundprinzipien der österreichischen Verfassung, so da sind: Bundesstaatlichkeit, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, Grundrechtsschutz et cetera, wird davon berührt. (GR Mag Wolfgang Jung: Haben Sie den Vertrag schon einmal in der Hand gehabt?) Sie sollten sich Ihr Corpus iuris zurückgeben lassen! Sie wissen es einfach nicht!

Keines der Grundprinzipien der österreichischen Verfassung wird durch die geänderten institutionellen Bestimmungen auf europäischer Ebene rechtlich berührt, geschweige denn nachteilig beeinflusst. Es wird kein Bundesland abgeschafft, und es werden die demokratischen Rechte nicht eingeschränkt. Im Gegenteil: Der Nationalrat und der Bundesrat erhalten im europäischen Entscheidungsprozess sogar zusätzliche Mitwirkungsrechte im Rahmen des so genannten Frühwarnmechanismus. Dazu kommen ein neues Vetorecht, neue Kontrollrechte und die „Gelbe Karte“, um die Einhaltung der Subsidiarität zu überwachen.

Der EU-Reformvertrag beinhaltet ausschließlich eine Anpassung institutioneller Entscheidungsstrukturen an die nunmehr auf 27 Mitglieder angewachsene EU. Es gibt keine einzige zusätzliche Kompetenzverschiebung von den Mitgliedsstaaten zur EU. Die seit dem Nizza‑Vertrag geltende Kompetenzverteilung bleibt gleich, sie wird nur in vielen Bereichen klarer formuliert.

Kommen wir zu Wien und unserer Region: Die Auswirkungen auf die Regionen sind ebenfalls vor allem institutioneller Natur. Der AdR, das offizielle Vertretungsorgan der Regionen in der EU, in dem ich auch Stellvertreterin des Herrn Bürgermeisters bin, wird eindeutig aufgewertet. Die EU wird insgesamt schlagkräftiger. Sie kann angesichts globaler Probleme jetzt wirksamer im Interesse der europäischen Bürger und Bürgerinnen handeln. Erstmals sind nämlich die Regionen und Gemeinden in diesem Vertrag explizit genannt, und ihre Mitwirkung zum Beispiel bei der Regionalpolitik, für das Wirtschaftswachstum oder für die Arbeitsplätze wird anerkannt. Sie bekommen neue Rechte, um über die ordnungsgemäße Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen EU und Mitgliedsstaaten zu wachen.

Dieses Subsidiaritätsprinzip ist sogar der Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofs entzogen, und in die gemäß jeweiliger Verfassung vorgesehene nationale Struktur der Behörden darf die EU ohnehin nicht eingreifen.

Bei den Vorarbeiten zum Verfassungs- und Reformvertrag haben die Länder unter der Leitung der Landeshauptleutekonferenz eine grundlegende Position für unsere österreichischen Verhandlungen eingenommen. Zentrale Forderungen wurden konsequent verfolgt und erfolgreich durchgesetzt. Darunter befanden sich zum Beispiel die Klarstellung der Kompetenzverteilung und deren klare Fassung, was ermöglicht, dass man das Subsidiaritätsprinzip und das Verhältnismäßigkeitsprinzip besser überprüfen kann. 

Eine weitere Forderung betraf die Anhebung der 
Bedeutung der Regionen, insbesondere ein Klagerecht für die Regionen mit Gesetzgebungskompetenzen: REGLEG. 

Der AdR und seine Mitwirkungsrechte im Entscheidungsprozess der EU werden gestärkt, er wird als Organ und nicht bloß als Institution anerkannt, und er erhält ein eigenes Klagerecht. Die Regionen werden im Vorfeld von Gesetzesakten einbezogen. Inhaltlich haben sich die Länder vor allem für die Selbstbestimmung der Gemeinden, Länder und Staaten betreffend Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, die so genannte Daseinsvorsorge, eingesetzt.

Diesen Forderungen wurde zwar nicht zur Gänze – wie immer bei europäischen Kompromissen –, aber weitestgehend Rechnung getragen. Im neuen letzten Satz des Art 14 gibt es eine eindeutige Klarstellung und Limitierung der Eingriffe in nationale Kompetenzen bei Dienstleistungen der Daseinsvorsorge. Die einzelnen Gebietskörperschaften dürfen bei der Organisation, Finanzierung und Durchführung von Dienstleistungen in ihrer Wahl nicht beschnitten werden. Damit wurde eine Grenze zur Liberalisierung der Daseinsvorsorge im EU-Primärrecht geschaffen.

Primärrechtlich abgesichert ist nunmehr – wie schon erwähnt wurde – auch die Neutralität. Ebenso halten unsere Quoten: An den Amsterdamer Verträgen von 1999 ändert sich betreffend Asyl und Einwanderung nichts. Europa muss die illegalen Einwanderungen in den Griff bekommen und eine qualitative Migrationspolitik fördern, und das geht nur gemeinsam auf europäischer Ebene. Die EU hat hier, wie auch im Bereich des Katastrophenschutzes, lediglich unterstützende Kompetenz. Eine Ausnahme ist die Vorsorge im Bereich des Umweltrechts mit der Organisation von Hilfseinsätzen, wie bei den Bränden in Griechenland, und die Bereitstellung von Förderprogrammen für grenzüberschreitende Vorbeugungs- und Koordinationsmaßnahmen. Gäbe es den EU-Reformvertrag schon, könnten wir zum Beispiel für die „Förderung der europäischen Dimension des Sports“ EU-Mittel für die Fußball-EM 2008 lukrieren! Schade, dass noch nicht ratifiziert wurde!

Die Nachbarschaftshilfe fördert zum Beispiel durch die InterReg-Programme die Zusammenarbeit mit Nachbarregionen. Das Kapitel Struktur- und Regionalpolitik wurde noch um den Begriff „territoriale Zusammenarbeit“ ergänzt und deckt jetzt alle Formen grenzüberschreitender Zusammenarbeit ab. In diesem Bereich ist Wien besonders aktiv mit seinem Umland, der Vienna Region, und CentropE, 16 Städten und Regionen aus dem Vierländereck Tschechien, Slowakei, Ungarn, Österreich, in die Entwicklung der Europa Region Mitte eingebunden. Erst vor 14 Tagen wurde in Bratislava von den Kooperationspartnern unter Federführung Wiens das Memorandum CentropE 2008 plus unterzeichnet. Die neue Strukturfondsperiode 2007 bis 2013 bietet mit 85 Prozent Kofinanzierung seitens der EU äußerst attraktive Möglichkeiten und die Rahmenbedingungen für eine Win-win-Situation.

Unser Herr Bürgermeister hat einmal gesagt: „Eine Region ist erfolgreich, wenn ihre Städte erfolgreich sind, ebenso wie eine Stadt von der positiven Entwicklung einer Großregion profitiert.“ Da die Verwaltung der grenzüberschreitenden Programme vom Bund an die Länder übertragen wurde, kann Wien hier auch sein internationales Know‑how zum eigenen Nutzen und Vorteil in Projekte mit europäischem Mehrwert einbringen, getreu dem Motto: „Wir wachsen zusammen, zusammen wachsen wir!“ 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch erwähnen – weil auch die Schweiz angesprochen wurde –, dass laut einer Studie der Oesterreichischen Nationalbank das Nicht-EU-Mitglied Schweiz unter dem Motto: „Der Starke ist der Mächtigste allein!" in den letzten zehn Jahren deutlich abgewirtschaftet hat. Das Wirtschaftswachstum unseres Landes war im Zeitraum seit dem EU-Beitritt um 28 Prozent höher als das unseres leider nach rechts außen driftenden Nachbarstaates.

Über den EU-Reformvertrag entscheiden nach unserer Bundesverfassung und den Spielregeln der repräsentativen Demokratie der Nationalrat und der Bundesrat, Letzterer für die berührten Länderinteressen. Dieser Vertrag stärkt die Demokratie und demokratische Entscheidungen auch dadurch, dass in einigen Sachbereichen – wie bereits erwähnt wurde – das Mehrstimmigkeitsprinzip eingeführt wird. Damit können Entscheidungen rascher und effizienter gefällt werden. In sensiblen Bereichen wie Steuerrecht, Wasserressourcen, Bodenschutz und Energie bleibt hingegen das Einstimmigkeitsprinzip aufrecht.

Darüber hinaus wird ein Bürger-Referendum eingeführt: Mit den Unterschriften von einer Million Bürgerinnen und Bürgern aus „einer erheblichen Anzahl von Mitgliedsstaaten“ der EU kann eine Initiative eingeleitet werden. Das ist vielleicht auch ein erster Schritt. Darüber wird man sicherlich noch im Detail verhandeln müssen. 

Jetzt komme ich zum Stimmgewicht Österreichs: Dieses wird durch den Reformvertrag ebenfalls gestärkt. Anstelle des noch bis 2014 geltenden Systems der so genannten „qualifizierten Mehrheit“, gemäß welcher wir 10 von 345 Stimmen im Rat beziehungsweise 2,89 Prozent haben, wird künftig durch die „doppelte Mehrheit“, das sind 55 Prozent der Mitgliedsstaaten und 65 Prozent der Bevölkerung dieser Staaten, ein Stimmgewicht von 3,7 Prozent für alle, egal, ob groß oder klein, ob es sich jetzt um Malta, Deutschland oder Österreich handelt, gelten. 

Österreich hat bevölkerungsmäßig – wir haben 8,3 Millionen Einwohner – nur einen Anteil von 1,7 Prozent an der EU-27-Gesamtbevölkerung. Daraus folgt, dass das Versprechen des so genannten Ederer-Tausenders mehr als gehalten hat! (GR DDr Eduard Schock: Das wird ja immer besser!) Vor dem EU-Beitritt betrug nämlich die jährliche Inflationsrate zwischen 3 Prozent und 4,1 Prozent. Ja, es wird wirklich besser! (GR DDr Eduard Schock: Das glauben Sie doch selbst nicht!) Mit dem Beitritt ist die Inflationsrate auf unter 2 Prozent gesunken. Ohne EU wäre sie laut WIFO um zirka 1 Prozent höher gelegen. 

In Zahlen, damit es auch DDr Schock versteht: Das hätte jährliche Mehrausgaben der privaten Haushalte von 1,1 Milliarden EUR bedeutet, also pro Person und Kopf und Nase 145 EUR oder 1 995 alte Schilling. Wir haben also nicht nur einen, sondern sogar fast zwei Tausender gespart! (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Erzählen Sie das unseren Pensionisten und Alleinerzieherinnen! – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Nur weil Sie lauter sind, haben Sie nicht recht!

Darüber hinaus formuliert dieser Reformvertrag erstmals die Werte, auf die sich die Union gründet: Menschenwürde, Freiheit, Toleranz, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit, Nichtdiskriminierung, Gerechtigkeit und Solidarität. – Das sind anscheinend lauter Fremdworte für Sie!

Ferner werden auch die Ziele präzisiert, nämlich Frieden und Freiheit, Sicherheit, Verhütung von Kriminalität, Errichtung eines Binnenmarkts, Preisstabilität, eine wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, Vollbeschäftigung, sozialer Fortschritt, Umweltschutz, soziale Gerechtigkeit, sozialer Schutz, Solidarität zwischen den Generationen und Schutz der Rechte der Kinder. Die Union kann Initiativen zur Koordinierung der Sozialpolitik ergreifen. Die Rolle der Sozialpartner wird, was für uns besonders wichtig ist, ausdrücklich anerkannt und gefördert.

Das EU-Parlament, das die einzige direkt vom Volk gewählte EU-Institution ist, wird nach Inkrafttreten dieses Reformvertrags personell etwas abspecken. Es wird nur mehr 751 statt bisher 785 Abgeordnete geben, so wie auch die Kommission nur mehr zwei Drittel ihrer Mitglieder haben und ab 2014 im Rotationsprinzip agieren wird. 

Die 18 österreichischen Mandatare und Mandatarinnen, die wir dann haben werden, werden hoffentlich in Zukunft in kurzen und prägnanten Reden auch gegen Vorurteile und Desinformation kämpfen und den Ammenmärchen von Schildlausjoghurt und Blutschokolade und vom Ausverkauf des Trinkwassers vehement entgegentreten. Denn wie heißt es schon bei Johann Nestroy so richtig? – „Z’Tod g’fürcht, ist a g’storb’n.“ – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek, wobei ich darauf hinweise, dass die Redezeit mit 15 Minuten begrenzt ist. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bevor ich mit meinen drei Hauptthemen beginne, möchte ich sagen: Ich finde es wirklich mutig, Frau Kollegin, dass Sie den Ederer-Tausender hier erwähnen! Gehen Sie doch bitte einmal dorthin, wo die Menschen einkaufen! Gehen Sie auf einen Wiener Markt, gehen Sie in einen Supermarkt, erzählen Sie das den Menschen, und schauen Sie sich an, wie sie darauf reagieren! Das ist wirklich ein Witz! Das ist unglaublich! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich komme jetzt etwas weniger theatralisch und ausschließlich aus der Sicht des Jahres 2007 auf den EU-Reformvertrag zu sprechen, der in vielen Bereichen den österreichischen Interessen massiv zuwiderläuft. Dieser Reformvertrag ist in vielen Bereichen eine Mogelpackung. 95 Prozent des gescheiterten Verfassungsvorschlags bleiben erhalten, und die Zielrichtung ist klar: Der Reformvertrag bedeutet einen Verlust unserer Souveränität. Er bringt eine Entmündigung der Bürger mit sich. Und deshalb vertreten wir die Auffassung, dass das Volk zu befragen ist, bevor wir ihn unterzeichnen.

Ich habe jetzt von meinen Vorrednern sehr viele Argumente gehört. Meine Damen und Herren! Warum fürchten Sie sich denn? Erzählen Sie all das nicht nur hier, sondern gehen Sie hinaus und erzählen Sie das den Leuten. Dann müsste es ja eine überwältigende Mehrheit für Ihre Position geben! (Beifall bei der FPÖ.)

Ganz wesentliche Punkte im Bereich der Weiterentwicklung der EU-Politik sind die Umwelt- und die Landwirtschaftspolitik, und auch diesbezüglich schlägt sich vieles zum Nachteil unseres Landes, unserer Bauern und unserer Konsumenten nieder. Wien als Bundeshauptstadt und Millionenstadt ist als größter Konsument in diesem Land natürlich ganz stark betroffen von den Fehlentwicklungen in der EU, und diesen dürfen wir wirklich keinen Freifahrtschein geben, sondern wir müssen sie stoppen!

Zum Thema Euratom-Vertrag: Der Euratom-Vertrag kostet die österreichischen Steuerzahler jährlich 40 Millionen EUR, und das wird durch diesen EU-Reformvertrag auf Punkt und Komma einzementiert, und zwar gegen den Willen der Bevölkerung: Wir alle wissen, dass die überwiegende Mehrheit der österreichischen Bevölkerung gegen die Nutzung von Atomenergie ist. Diese Verankerung widerspricht aber auch unserer in Österreich verfassungsrechtlich verankerten Atomkraftfreiheit. Glaubhafte Antiatompolitik wäre ein Ausstieg aus dem Euratom-Vertrag, und laut Gutachten ist das möglich. Auf Grund dieses Ausstiegs könnte man dann die 40 Millionen in die Forschung und Entwicklung erneuerbarer Energien investieren. Das wäre ein österreichischer Weg, der beispielhaft wäre! Wir sehen seitens der Verantwortlichen aber keinen diesbezüglichen Willen, weil sie längst vor Brüssel in die Knie gegangen sind! (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Thema Wasser: Seitdem Außenministerin Plassnik zu versichern versucht, dass der Bereich der Wasserversorgung auch nach Inkrafttreten des EU‑Reformvertrages dem Einstimmigkeitsprinzip unterzogen bleibt, ist Skepsis angebracht. Wir müssen skeptisch sein, denn das vereinfachte Änderungsverfahren in Verbindung mit der so genannten Flexibilitätsklausel macht es möglich, dass auch im Bereich Wasser gegen den Willen Österreichs entschieden werden kann und die Hoheit über unser weißes Gold nicht gesichert ist. Der Reformvertrag bietet mit Hilfe juristischer Winkelzüge die Möglichkeit, das Einstimmigkeitsprinzip auszuhebeln, wenn man etwa Art 33 Abs 6 betrachtet: Dort heißt es: „Die Gesetzgebungsorgane Österreichs müssen somit an dem Verfahren nicht beteiligt werden.“ – Und das gilt für alle Bereiche mit Ausnahme der Außenpolitik und von Teilen der Sicherheitspolitik. 

Klar ist jedenfalls: Ein Verlust der staatlichen Verfügungsgewalt über unsere Wasserressourcen wäre automatisch ein dramatischer Einschnitt in die Qualität einer der wesentlichsten Lebensgrundlagen unseres Landes, und wir wissen, dass Liberalisierung und Privatisierung immer und ausschließlich mit Qualitätsverlust verbunden sind. Dem müssen wir daher massiv entgegentreten! 

Im Bereich der grünen Gentechnik sind wir mit unserem Landwirtschafts- und Umweltminister Josef Pröll in Österreich mit Sicherheit nicht gut vertreten. Wir wissen, dass die Österreicher, aber insbesondere auch die Wienerinnen und Wiener gentechnisch veränderte Produkte mit großer Mehrheit entschieden ablehnen. Die Herkunft, Entstehung und Qualität der Lebensmittel, aber auch der Futtermittel, wird für den Menschen immer wichtiger. Sie wollen eine Kennzeichnung, die zeigt, woher die Produkte kommen und welche Qualität sie beinhalten. Unser Landwirtschafts- und Umweltminister hingegen träumt von der Koexistenz von Gentechnik, konventioneller Landwirtschaft und Biolandwirtschaft. – Ich sage Ihnen allerdings – und das ist auch erwiesen –: Dieses unbeeinflusste Nebeneinander kann und wird es niemals geben! (Beifall bei der FPÖ.)

Sobald ein Einschnitt in Richtung Gentechnik gemacht ist, würde das die Beeinträchtigung aller anderen Landwirtschaftszweige nach sich ziehen. Bereits in den Jahren 2005 und 2006 hat die EU-Kommission über österreichische Importverbote abstimmen lassen. Mit 30. Oktober 2007 ist das nun endgültig gekippt, denn 15 Staaten haben pro und vier dagegen gestimmt. Und diese Konstruktion ist so gestrickt, dass das bedeutet, dass die Entscheidung nunmehr bei der EU-Kommission liegt, die prinzipiell pro Gentechnik entscheidet und prinzipiell eine Lobby für die Großkonzerne ist, die mit gentechnischem Saatgut arbeiten. 

Gentechnisch veränderte Organismen, ob in Futtermitteln oder direkt in den Nahrungsmitteln, stellen nicht nur erhebliche Risken für die Konsumenten dar, sondern ihre Freisetzung führt auch – das ist belegt – zu irrreversiblen Schäden der Umwelt und der Artenvielfalt, und vor allem gibt es da keine Grenzen. – Eine bezeichnende Aussage unseres zuständigen Ministers zur grünen Gentechnik anlässlich einer Pressekonferenz im April 2006 gemeinsam mit der EU-Agrarkommissarin war etwa: „Es geht nicht um ein Ja oder ein Nein, sondern es geht um das Wie.“ – Das heißt: Hier ist die Tür klarerweise bereits offen. Umwelt- und Landwirtschaftsminister Pröll ist nicht gewillt, ein klares Nein zur Positionierung grüner Gentechnik in Österreich zu sagen. 

Die österreichische Strategie hat sich bislang auf Importverbote bezogen. Fast alle Bundesländer haben ein Gentechnik-Vorsorgegesetz installiert. Aber für die Zukunft steht diese Abwehrstrategie gewiss auf tönernen Beinen. Wir sind auf den guten Willen und die Unterstützung der meisten Mitgliedsstaaten angewiesen, um die Gentechnikfreiheit auf unseren Äckern aufrechterhalten zu können.

Heute wurde schon ein paar Mal die Schweiz als Beispiel herangezogen, und daher sage ich: Die Schweizer können selbst entscheiden, ob sie in ihrem Land Gentechnik für Futtermittel oder beim Anbau von Nahrungsmitteln verwenden wollen. Wir können das nicht mehr! (Beifall bei der FPÖ.)

Wir sagen: Genau diese lebenswichtigen Angelegenheiten wie etwa unsere Wasserressourcen – unser weißes Gold –, die Freiheit von Atomenergie beziehungsweise die Nutzung von Atomkraft oder auch die Gentechnik und die grüne Gentechnik müssen Gegenstand nationaler Entscheidungen bleiben. Die Weiterentwicklung auf EU-Ebene bewirkt aber leider genau das Gegenteil, und die österreichischen Vertreter machen sehr deutlich, dass sie bei der Entscheidungsfrage betreffend Konzerndiktatur oder Selbstbestimmung den Weg in Richtung Diktatur der Konzerne gehen wollen und nicht auf Seiten der Bevölkerung stehen. Umso wichtiger ist daher, dass man auch die Bevölkerung die Entscheidung treffen lässt.

Wenn Sie wirklich so gute Argumente haben, wie Sie vorgeben, dann lassen Sie doch die Bevölkerung entscheiden! Fürchten Sie sich nicht, und zeigen Sie das hier und heute, indem Sie einer Volksabstimmung zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Gemeinderat!

Wir haben heute eine seltene Dreierkoalition und einen seltenen Gleichklang aller anderen Parteien gegen den Willen der Bürger erlebt. Die Reden der Parteienvertreter waren von Unterwerfungsritualen und einem sehr devoten Verhalten gegenüber der EU gekennzeichnet. Es war dies ein sehr sehenswertes Schauspiel!

Wenn ich mir die Wortmeldung des Herrn Gerstl vergegenwärtige, dann stelle ich mir vor, dass man fast die Einführung eines neuen EU-Amtes fordern könnte, nämlich des Amtes eines Hohen EU-Priesters; vielleicht kann man das in den Reformvertrag noch irgendwie eingliedern. Er hat hier nämlich wirklich eine Predigt gehalten und Lob und Preis auf die Fähigkeiten und die tollen Taten der EU gesungen! Daher glaube ich, dass Herr Gerstl gute Chancen hätte, wirklich für dieses Amt nominiert und gewählt zu werden, wenn man denn bei der EU überhaupt von einer Wahl sprechen kann. Er hätte aber auf jeden Fall die Chance, in das Amt des Hohen EU-Priesters gehoben zu werden. Vielleicht kann man das noch in den Reformvertrag einfügen!

Frau StRin Vana hat von der „so genannten Freiheitlichen Partei“ gesprochen, die gegen die Einführung des EU-Reformvertrags sei. – Ich sage Ihnen Folgendes: Wir nennen uns deswegen Freiheitliche Partei, weil wir für den Rechtsstaat, für die Einhaltung der Verfassung und für die direkte Demokratie sind. Dafür sind Sie offenbar nicht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben einerseits überhaupt keine beziehungsweise lediglich die ganz typischen grünen Argumente gebracht. Sie haben Attribute wie „unsachlich“, „unseriös“, „ultranationalistisch“ und „xenophob“ – eh klar! – gebracht, aber auch ganz tolle Wortkreationen wie „rechtsradikale Rabauken im EU-Parlament“ fabriziert. Gleichzeitig haben Sie aber auch recht gute Kritik geübt: Sie haben beispielsweise gesagt, dass in dem EU-Reformvertrag nicht einmal ein Mindestmaß an Mitbestimmung vorgesehen ist. – Da frage ich Sie: Und trotzdem wollen Sie zustimmen?

Sie haben gesagt, dass der EU-Reformvertrag wahrscheinlich eine Fortführung der Globalisierung auf europäischer Ebene ist. Warum stimmen Sie dann diesem EU-Reformvertrag zu? Sie widersprechen sich da eigentlich selbst völlig! Keiner kennt sich bei Ihnen aus, und wahrscheinlich kennen Sie sich selbst auch nicht wirklich aus! Sie fordern eine europäische Volksabstimmung, es ist aber vollkommen klar, dass eine Volksabstimmung über eine Gesamtänderung der österreichischen Verfassung nur in Österreich stattfinden kann beziehungsweise zumindest zuerst in Österreich abgehalten werden muss, das schreibt Artikel 44 ganz klar vor.

Sehr geehrte Frau Kollegin Vana! Sie beklagen, dass zu wenig Debatten hier im Gemeinderat oder auf Landesebene stattfinden. Da frage ich mich: Warum meldet sich zu diesem Thema dann nur ein Redner von den GRÜNEN? Wo bleiben Ihre Wortmeldungen? Debattieren Sie doch weiter darüber! Warum kommt kein zweiter oder dritter Redner? Bitte, debattieren Sie! Ich möchte Ihre Argumente hören! (Beifall bei der FPÖ.)

Was bedeutet eigentlich der EU‑Reformvertrag? – Eine Abschaffung der Neutralität. Diese Neutralität war der Grund für 50 Jahre Frieden und Freiheit in unserem Land. Jetzt haben wir im Kriegsfall eine Beistandspflicht. Der renommierte Völkerrechtler der Universität Linz Manfred Rotter sagt ganz richtig – ich zitiere: „Durch den Reformvertrag wird die EU zu einem Verteidigungsbündnis. Der Stichtag des Inkrafttretens wird für Österreichs Neutralität zum Lostag.“ – So viel zur pazifistischen Grünen Partei, die hier auch zustimmt. 

Das bedeutet noch mehr Macht für Brüssel. Die EU entscheidet von jetzt ab über wichtige Bereiche wie Zuwanderung, Energie und Justiz. Die Entmündigung der Staaten und der Bürger wird weiter stattfinden. 

Dazu sagen wir als Freiheitliche Partei: Nein, Nein und nochmals Nein! Denn wir stehen zu Österreich, wir stehen zu unserer Neutralität und Souveränität, und wir stehen zu unserer Freiheit, die sehr lange und sehr schwer erkämpft worden ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Mitbestimmung ist weg. Wir zahlen 860 Mil-
lionen EUR jährlich an Beitragszahlungen. Der Reformvertrag sieht allerdings vor, dass kleine Staaten wie Österreich in Zukunft noch weniger Einfluss haben werden, ganz im Gegenteil zum Motto: „Wer zahlt, schafft an!“ Es wird noch mehr teure Posten geben, vielleicht kommt bald auch der Hohe EU-Priester. Aber 2014 gibt es jedenfalls keinen Kommissar mehr für Österreich, trotzdem müssen wir volle Beitragszahlungen leisten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir wollen, im Gegensatz zu Ihnen, ein Europa der Vielfalt, statt ein Europa der Einfalt. Wir sind gegen diesen Brüssel‑Zentralismus. Und wenn ich sage, wir sind für ein Europa der Völkervielfalt, dann meine ich natürlich nur europäische Völker und keine außereuropäischen Völker wie zum Beispiel die Türkei. Die meinen wir sicherlich nicht!

Die Mehrheit der österreichischen Bürger ist gegen diesen EU-Reformvertrag. Man will eben kein Europa der Korruption, der Misswirtschaft und der Verschwendung. Prof Michael Krätke von der Universität Amsterdam hat gesagt – ich zitiere: „In der EU wird es weiterhin an Transparenz fehlen: Es wird weiterhin gemauschelt, getrickst und betrogen werden. Private Lobbys, von denen es in Brüssel wimmelt, werden nach wie vor das Ohr der Mächtigen haben. Die EU-Oberen haben ihre Abneigung gegen alle Formen der direkten Demokratie einmal mehr unter Beweis gestellt.“ – Das sagt ein renommierter Professor der Uni Amsterdam. 

Es wurden auch einige Fälle aufgedeckt: Zwischen 1993 und 1995 wurden zum Beispiel 4 Millionen EUR an Hilfsgeldern unterschlagen. 1998 deckt der EU-Rechnungshof auf, dass über eine Milliarde Euro für überteuerte Studien ausgegeben wurde. 1999 muss die gesamte EU-Kommission wegen Betrugs- und Korruptionsvorwürfen zurücktreten. 2003 muss der Direktor von Eurostat zurücktreten, weil künstlich aufgeblähte Honorare verrechnet, fiktive Verträge abgeschlossen und schwarze Konten angelegt worden waren. Heuer, 2007, wurde aufgedeckt, dass es jahrelange Schmiergeldzahlungen in Höhe von über 10 Millionen EUR bei Immobilienbeschaffungen für EU-Vertretungen gegeben hatte. Und auch heuer förderte der Bericht der EU-Betrugsbekämpfungsbehörde OLAF zutage, dass im Jahr 1999 7,36 Milliarden an EU-Steuergeldern veruntreut wurden. Ebenfalls im heurigen Jahr deckte die Wochenzeitung „Der Spiegel“ in Deutschland auf, dass im Brüsseler Sumpf aus Korruption jeden Tag 1 Million EUR versickern.

Ist das das Europa, das Sie wollen, meine sehr geehrten Damen und Herren? Ist das die Erfolgsgeschichte der EU, Herr Kollege Gerstl? Ich glaube, das kann es wohl nicht sein! 

Der britische EU‑Parlamentarier Daniel Hannan hat ganz richtig gesagt: „Wäre die EU eine Firma, dann säßen alle Kommissare längst im Gefängnis.“ – Ich glaube, dem können wir nur beipflichten! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Völlig pervers finde ich, dass jetzt alle mit dem Finger auf Russland zeigen und sagen: Dort herrschen antidemokratische Zustände! Die Verfassung wird gebrochen! – Das ist die westliche Propaganda gegen Russland eine Woche nach der Wahl. Man erkennt, dass es eine Gleichschaltung der westlichen Medien und Politiker gegeben hat. Und dieser dauernde Vorwurf der Entdemokratisierung oder Nichteinhaltung der Menschrechte ist immer genau von denjenigen zu hören, die hier in Europa eine Super-EU nach dem Vorbild der Sowjetunion einführen wollen. Was sieht nämlich der neue EU-Reformvertrag eigentlich anderes vor als die Entmachtung der souveränen Staaten, die Entmündigung des Bürgers und die Verschiebung der Machtkompetenz in Richtung Brüssel auf Kosten der Einzelstaaten? 

Das Wort Demokratie verkommt in der EU immer mehr zur leeren Worthülse. Aber genau die Leute, die dafür verantwortlich sind, kritisieren und zeigen mit dem Finger auf Russland, während hier in Österreich ein ganz klarer Verfassungsbruch stattfindet, indem die Verpflichtung zur Volksabstimmung nicht eingehalten wird. 

Wer ist jetzt der Böse? Ist es Russland, oder ist es Österreich? – Ich glaube, Österreich steht Russland um nichts nach. Wir sollten einmal vor unserer eigenen Türe kehren, anstatt immer mit dem Finger auf andere zu zeigen! Das ist das typische psychologische Muster der Projektion: Man macht auf die Fehler der anderen aufmerksam, um von den eigenen Fehlern und Problemen abzulenken. Frau Kollegin Vitouch! Genau das ist das psychologische Muster der Projektion, und das wird hier in Österreich gelebt!

Kommen wir zurück zum Reformvertrag. Ihr Kollege Voggenhuber hat über den EU‑Reformvertrag gesagt: „Den Text kann kein Mensch lesen. Die Entfremdung der Bürger wurde vertieft.“ – Anscheinend findet da ein plötzlicher Sinneswandel statt!

Jean-Claude Juncker hat vor einigen Jahren etwas über die Praxis in der EU gesagt. – Ich zitiere: „Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab, ob was passiert. Wenn es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meisten gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir weiter – Schritt für Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt.” – Das ist genau die gängige EU-Praxis, und das lehnen wir Freiheitlichen ab! Denn es geht nicht an, dass der EU-Reformvertrag an den Bürgern vorbeigeschummelt wird! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Deswegen beharren wir auf unserer Forderung nach einer Volksabstimmung. Ich appelliere jetzt noch eindringlicher an Sie, dem heutigen Antrag zuzustimmen! Bitte machen Sie mehr Demokratie möglich! Geben Sie den anderen Ländern ein Beispiel, dass wenigstens hier in Wien Freiheit und Selbstbestimmung noch hochgehalten werden! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner, so weit mir für diese Sitzung bekannt ist, hat sich Herr GR Mag Jung zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Dieses Haus soll auch dem Dialog dienen. Ich will daher kurz auf meine Vorredner eingehen und beginne dort, wo es am einfachsten ist, weil am wenigsten gesagt wurde, nämlich bei Kollegin Vitouch: Sie hat ein paar Zahlen heruntergelesen und hat uns den Dichter zitiert, den sie üblicherweise bringt. Ausgesagt hat sie aber leider gar nichts! (GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sie wollen nicht hören, was ich zu sagen habe!) Vor allem hat sie nicht wirklich Stellung zu den aktuellen Fragen genommen. Aber sie wollte uns den Ederer-Tausender verkaufen. 

Frau Kollegin! Wenn wir bei Dichtern sind, dann sage ich jetzt: Die Botschaft hör ich wohl, allein mir fehlt der Glaube, nämlich an das, was Sie gesagt haben! Sie haben uns wirklich minutenlang nur Phrasen vorgelesen. Eigentlich müssten Sie für Ihre Rede die „Goldene Worthülse“ bekommen! Etwas anderes kann man zu Ihren Ausführungen gar nicht sagen! Sie entschuldigen sich dauernd vor sich selbst für das, was Sie den Österreichern antun.

Kommen wir zu Kollegen Gerstl, der auch eine der berühmten Worthülsen gebracht hat, nämlich die Geschichte vom ewigen Frieden, den uns die Union garantiert. – Herr Kollege! Seit wann gibt es denn die EU? Was hat denn vorher den Frieden zwar nicht garantiert, aber de facto bewirkt? – Das Gleichgewicht der beiden riesigen Pakte, das Ende der 80er Jahre zusammengebrochen ist. Das war der Grund für den Frieden, aber nicht die EU, denn Amsterdam war erst 1993, Herr Kollege! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.)

Herr Kollege Gerstl! Auch wenn Sie damals eine Zeitlang Sekretär des Verteidigungsministers waren, sage ich es Ihnen trotzdem, vielleicht haben Sie es vergessen: Gerade in der Zeit, in der die EU begann, ihre heutige Form anzunehmen, nämlich in den 90er Jahren, hatten wir in Europa den größten Krieg seit 1945, nämlich den fast zehn Jahre dauernden Krieg auf dem Balkan, der heute noch nicht ganz beendet ist. – So schaut es aus mit Ihrem Friedenprojekt! Sie erzählen uns doch lauter Märchen! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.)

Herr Kollege Gerstl! Das gleiche Märchen wollen Sie uns erzählen, wenn Sie sagen, dass die Schweiz im Vergleich zu uns abgewirtschaftet hat und dass unsere Banken – um nur eines Ihrer Beispiele zu nennen – so toll sind. Schauen Sie einmal ins heutige „profil“, was da steht! Es geht um die Bank Austria, übrigens Tochter der italienischen UniCredit, denn seit wir in der Union sind, sind einige der Banken aus österreichischem Besitz hinausgeschwommen, so auch die BAWAG, damit wir den Proporz wahren, meine Damen und Herren von der SPÖ!

Ich zitiere aus dem „profil“: „Bei der Bank Austria ... läuft seit einem Jahr ein ‚Trennungsangebot’ für 500 bis 700 Mitarbeiter, das auf noch weit jüngere Personen zielt. Frauen ab einem Alter von 43 Jahren und Männer über 48 können mit 50 Prozent des Bruttobezugs ... in die Frührente gehen.“ (GR Robert Parzer: Was hat das mit der EU zu tun?) – Das sind die ganz großen Erfolge! Sie erzählen uns immer irgendetwas, suchen sich die Rosinen heraus und wollen uns damit etwas klar machen, was überhaupt nicht der Realität entspricht. Aber das wissen die Österreicher ohnehin schon!

Ich möchte jetzt kurz noch zu den Ausführungen der Kollegin Vana von den Grünen kommen. – Sie mokieren sich darüber, dass wir eine Volksabstimmung verlangen und fragen uns, was für ein Spiel wir treiben. Frau Kollegin Vana! Das Spiel, das wir hier betreiben, heißt Demokratie, und das verstehen Sie nicht! Das ist es! Sie haben zwar Ihre so genannte Basisdemokratie, aber sonst gar nichts! (Beifall bei der FPÖ.)

Das Wiener Wasser ist übrigens auch bereits ausgegangen, ich habe gerade festgestellt, dass ich kein neues bekomme. – Kommen wir nun aber zum ernsten Bereich.

Der Herbst des nächsten Jahres, der Herbst 2008, bringt für unsere Stadt die Wiederkehr eines sehr denkwürdigen Datums: Am 30.10.1918 traten die deutschen Abgeordneten der Kronlande der zerfallenden Donaumonarchie zusammen und begründeten einen neuen Staat, die Republik Deutsch-Österreich. Der Name, der damals auch Programm war, missfiel den Siegerstaaten und musste daher geändert werden. Frankreich und Großbritannien diktierten das damals, so wie sie nach dem Jugoslawienkrieg der Republik Mazedonien untersagten, sich einen eigenen Namen zu geben; der Staat trägt daher bis heute den lächerlichen Namen FYROM und wird als Problemgebiet bald wieder in den Schlagzeilen auftauchen. – Die alte Entente cordiale hat aus der Geschichte nichts gelernt! 

Die Gründer diesen neuen Staates gaben der Republik damals eine Verfassung, nach deren Art 1 alles Recht vom Volk ausgehen sollte. Der Staat sollte sich aus Bundesländern konstituieren, die über eigene gesetzgebende Körperschaften verfügen. Das wurde uns damals zumindest zugestanden. – Heute tragen Sie jedoch, meine Damen und Herren, in unseliger Einigkeit diese Stadt, unser Österreich, seine Verfassung und die Rechte der Bundesländer zu Grabe und verraten die Ideen der Gründer, unter denen sich auch bedeutende Sozialdemokraten befanden. Offenkundig ist Ihnen das gar nicht bewusst, wenn Sie jetzt pflichtschuldig in Ihre Blätter und Zeitungen schauen! Das Interesse für diese Republik scheint bei Ihnen nicht sehr ausgeprägt zu sein!

Der Nationalrat wird seine ohnehin nur noch rudimentär verbliebenen Rechte, die er über die Regierungsmitglieder im Rat ausübt, aufgeben. Er wird vor allem die Möglichkeit verlieren, ein Veto einzulegen, wenn es wirklich um entscheidende österreichische Fragen geht. Das heißt, wir sind auf die vorher so berühmten 3 Prozent beschränkt. Und Sie glauben doch nicht allen Ernstes, dass die 3 Prozent der ohnehin untereinander uneinigen österreichischen Abgeordneten mit einer Minute Redezeit unter fast 800 Parlamentariern in diesem Europaparlament etwas für unser Land erreichen werden! Wir sind die Wasserträger für die Großen in der EU! Das ist die Zukunft, die uns erwartet! 

Meine Damen und Herren! Diese Problematik trifft ja nicht nur den Bund, sie trifft in gleichem Maß auch die Bundesländer. (GR Dr Herbert Madejski stellt ein Glas mit frischem Wasser auf das Rednerpult.) Danke schön! Die Wasserversorgung klappt offenbar dann, wenn sich die Freiheitlichen dafür einsetzen, sonst anscheinend nicht! Aber die SPÖ wird es nicht schaffen, mich hier am Pult auszutrocknen, das kann ich Ihnen garantieren! (Beifall bei der FPÖ.)

Wie gesagt: Auch unser Landtag und unser Gemeinderat werden massiv davon beeinflusst, weil die Rechte der Länder im Gegensatz zu dem, was immer über Subsidiarität gepredigt wird, eher beschnitten als ausgeweitet werden. Das ist die Realität, meine Damen und Herren, und der Nationalrat ist heute schon so weit, dass er über 70 Prozent der Gesetze nur noch nachvollzieht! Wir werden die Büttel für Brüssel! Nicht mehr Demokratie, sondern keine Demokratie kommt auf uns zu. Das ist die Wahrheit!

Und dann täuscht man uns darüber noch in wirklich unverschämter Weise hinweg! Das ist doch keine Verfassung mehr! Es wird uns erklärt, dass wir unsere Souveränität behalten. – Das, was jetzt kommt, sei eine Änderung. Altbundeskanzler Schüssel hat das vor zwei Wochen bei einer Veranstaltung der Diplomatischen Akademie gesagt. Er hat dann aber im gleichen Atemzug gesagt, dass uns ja die Fahne und die Hymne bleiben. Allerdings ist er nicht rechtzeitig zu dieser Veranstaltung gekommen. Vor ihm hat der Staatssekretär für Äußeres gesprochen, und der hat gesagt, dass es fast auf Punkt und Beistrich das Gleiche ist, was im Verfassungsvertrag gestanden ist. Man habe nur einige optische Änderungen betreffend die Fahne und die Hymne als Zugeständnisse für die Engländer vorgenommen und einiges hinausgestrichen.

Jetzt sage ich Ihnen aber wirklich, meine Damen und Herren: Wenn zwei in Außenpolitik wirklich versierte Leute der gleichen Partei so unterschiedliche Aspekte anführen, dann kennen sie sich entweder nicht aus oder der Vertrag ist bewusst so verfasst, dass man alles hineininterpretieren kann, oder man täuscht und belügt die Österreicher, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Nach der Ansicht viel zu vieler Leute in der Politik sind wir aber ohnehin nur Stimmvieh und nicht in der Lage, diesen Wust von Papieren zu verstehen. Das übernehmen für die Österreicher in einer repräsentativen Demokratie ja deren parlamentarische Vertreter, wie wir in letzter Zeit so oft hören. Alle fünf Jahre dürfen wir dann unsere Stimme abgeben, und dann ist sie abgegeben. Dann haben wir nichts mehr zu reden, genauso wenig wie unsere Parlamentarier allerdings künftig auch. Bestimmen wird ein Kollegium von Kommissaren in Brüssel.

Ich weiß nicht, wie viele es in diesem Haus versucht haben, in diesen Vertrag beziehungsweise in diesen Wust von rund 22 cm Papier hineinzuschauen. Darin befinden sich eigentlich nur Abrisse und Verweise, die in Wirklichkeit gar nicht lesbar sind. Aber wer je versucht hat, sich dieses Papier zu Gemüte zu führen, der sieht, welches Schindluder hier mit uns getrieben wird!

Ich glaube nicht – das sage ich Ihnen ganz offen –, dass sich der Kanzler oder seine Außenministerin durch diesen Papierberg durchgequält haben! „Gebrauchsanweisung für eine Waschmaschine“ hat die Frau Außenminister die Zukunft Europas genannt! Das allein zeigt schon die Werteschätzung, die dem Ganzen entgegengebracht wird! Aber sie werden uns Unmündige in Brüssel vertreten und das Ende des freien Österreich einleiten!

Das ist eine verdammt bedenkliche Entwicklung, die sich in der Vorwoche auch schon im Parlament gezeigt hat! Im Parlament wurden Verfassungsbestimmungen abgehandelt, und sowohl die Parlamentspräsidentin als auch die zuständige Justizministerin mussten zugeben, dass sie es nicht einmal gescheit gelesen haben. Dabei war das Papier keine 20 Seiten lang! Hier hätten jedoch tausende Seiten von Papier gelesen werden müssen! Meine Damen und Herren! So gehen Sie mit der Zukunft Österreichs um, und die Österreicher bemerken das und nehmen es Ihnen nicht mehr ab! (Beifall bei der FPÖ.)

Sie wissen schon selbst, wo uns die Rechte genommen wurden. Wir dürfen Österreicher nicht mehr nach unserem Willen in die Gemeindebauten einweisen, die mit österreichischem Geld gebaut wurden. Brüssel wird uns künftig noch viel stärkere Vorschriften im Atombereich, im Gensaatenbereich, bei den Lebensmitteln, in der Asyl- und Flüchtlingspolitik und bei der Staatsbürgerschaftspolitik machen als bisher. Und unsere Wiener Gebietskrankenkasse ist bereits jetzt pleite!

Und was kommt dann, wenn die Gesundheitsmigration auf uns zukommt und weiter um sich greift? Gleichbehandlung aller Bürger in allen Staaten zum Heimatstarif ist angesagt. Das bedeutet zum Beispiel, dass wir polnische Patienten in Österreich mit der gesamten Qualität unserer Krankenhäuser behandeln müssen, aber nur polnische Vergütungen bekommen. Und wer bezahlt den Rest, meine Damen und Herren? – Wir Beitragszahler zahlen dafür, und dann dürfen wir uns nicht wundern, wenn die Kassen noch tiefer ins Defizit versinken! 

Es wird ein richtiger Patiententourismus ausbrechen, wie er heute bereits in Teilen der Bundesrepublik Deutschland zu bemerken ist, wo man zum Gebären der Kinder in die besseren deutschen Kliniken hinüberkommt. Demnächst wird man dann auch von Preßburg nach Hainburg oder nach Wien in die besseren Krankenhäuser fahren, mit Menüauswahl inbegriffen. 

Und wenn es dann nach Ihnen geht, meine Damen und Herren von den GRÜNEN - und von einigen bei den Sozialisten auch -, dann kommt das Ius soli zum Tragen, und dann bekommt man mit dem Windelpaket für die Kinder gleich auch die Staatsbürgerschaft mit! - Das ist die Zukunft, die Sie unserem Land bescheren wollen! Und darüber muss klar gesprochen werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Diese Ermächtigungsgesetze, die sind in ihren Auswirkungen ja geradezu ungeheuerlich! Sie wollen das nicht sehen. Es gab einmal, nach dem Ersten Weltkrieg, schlimme Friedensverträge für Österreich, die Verträge von Versailles und Saint Germain, die unserem Land schwere Bestimmungen auferlegt haben. Man hat uns – mit solchen Lächerlichkeiten hat es begonnen – verboten, den Weinbrand „Cognac" und den Sekt „Champagner" zu nennen, und man hat uns lange Zahlungen auferlegt. Aber selbst diese hätten in den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts geendet. - Aber diese Zahlungen, die uns als Nettozahler hier von der EU aufgebürdet werden, die werden nicht enden, die werden uns und unsere Nachfahren auf unabsehbare Zeit belasten, und jeder Staat, der dazukommt, wird diese Zahlungen noch höher hinauftreiben. - Und das wollen Sie den Leuten nicht sagen! Im Gegenteil: Sie predigen, wir profitieren davon. - Wir sind doch Nettozahler! Und wenn Sie hundertmal die Landwirtschaftszahlungen ins Treffen führen: Wir sind es, die uns selbst finanzieren - und das dann auch noch bejubeln! (Zwischenruf bei der SPÖ: Dieser Vergleich ist nicht komisch, oder?)

Aber, meine Damen und Herren - gerade von der SPÖ -: Noch haben Sie nicht gewonnen, noch ist dieser Vertrag nicht gültig! Noch gibt es freiere Staaten als Österreich, in denen es zu Volksabstimmungen kommen kann und in einigen sogar wird. Noch hat - das hat auch Herr Altbundeskanzler Schüssel gefürchtet - der deutsche Verfassungsgerichtshof Einspruchsmöglichkeiten, die er schon das letzte Mal zu bedenken gegeben hat, und noch ist die Geschichte auch bei uns nicht gegessen. Und Sie merken das deutlich, wenn Sie ins Volk hineinhören - wenn Sie sich einmal trauen, das zu tun. Sie merken es in anderen Bereichen, wenn Sie das tun, sei es beim Moscheenbau, sei es bei der Punkerhütte. Und Sie merken es auch jetzt an der Stimmung, die in den Tageszeitungen, nicht nur in der „Krone", und in den Kommentaren immer mehr gegen Sie umschlägt und die Volksabstimmung fordert. Es wird unüberhörbar, und es wird Ihnen unheimlich werden!

Und wenn Sie da versuchen, nach der Methode „Augen zu und durch!" zu marschieren, dann werden Sie von den Österreichern spätestens bei den nächsten Wahlen eine Quittung erhalten, dass Ihnen Hören und Sehen vergehen wird. Schade ist nur, dass bis dahin die Rechnung die Österreicher zahlen werden.

Wir Freiheitlichen - das kann ich Ihnen sagen - werden jedenfalls mit allen legalen Mitteln dafür kämpfen, dass unser Österreich auch zukünftig als souveräner Staat bestehen bleibt - und wenn nicht anders: auch wiederhergestellt wird. 

Und wer Bestrebungen, dieses Gebilde der EU in dieser erzwungenen Form als Überbundesstaat zu verlassen, als lächerlich und irreal darstellt, wie Sie das selbst manchmal versuchen, der braucht nur nach Brüssel zu schauen, in die Hauptstadt dieser so genannten Europäischen Union, denn dort zerfällt gerade ein Staat, der ohne nationale Bindungen in den Nachwehen der Napoleonischen Kriege künstlich und ohne Willen der Bürger, und ohne diese zu fragen, geschaffen wurde.

Merken Sie sich eines, meine Damen und Herren von den drei übrigen Parteien: Ein Bundesstaat Europa, ein erzwungener Bundesstaat Europa mit überrumpelten Bürgern hat keine Chance, einen europäischen Geist zu entwickeln! Das ist nur in einem freien Staatenbund möglich, der nationale Kulturen und Eigenheiten berücksichtigt. Und einem solchen Europa der Vaterländer, dem würden auch wir zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Es liegt mir noch eine Wortmeldung vor: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Die Grün-Alternativen haben hier eine sehr eigenartige Linie vertreten: Frau Dr Vana hat sich einerseits mit deutlicher Kritik zum Vertrag geäußert - wie das auch aus unserer Sicht richtig ist -, hat aber gleichzeitig Zustimmung zum Ausdruck gebracht. Sie hat sich gegen die massiven Globalisierungstendenzen im Vertragsgebilde ausgesprochen, stimmt aber zu. Sie ist für mehr Bürgerbeteiligung, aber gegen die Volksabstimmung.

Der Versuch, diese Verantwortung auf eine gesamteuropäische Abstimmung hinauszuschieben und zu verschieben, kann aber nicht wirklich funktionieren. Eine europäische verbindliche Volksabstimmung kann es erst nach Vorliegen einer solchen Verfassung, wie sie jetzt im Raum steht, geben, und nicht vorher. Und es geht einfach nicht, dass hier die Einzelstaaten eine Gesamtabstimmung durchführen - das geht schon, aber verbindlich für die Einzelstaaten ist sie trotzdem nicht.

Das heißt also: Es kann durchaus zum Beispiel eine Volksabstimmung in Europa stattfinden zu diesem Thema - was ja nicht der Fall sein wird, aber es wäre möglich. Nehmen wir an, die Europäer in ihrer Gesamtheit stimmen zu, und in Österreich wird dagegen gestimmt. Dann wäre die Verbindlichkeit einer solchen Abstimmung für Österreich vom Grundsätzlichen her nicht gegeben, weil die österreichische Volksabstimmung schiefgegangen ist im Sinne derjenigen, die sie betreiben, und damit die Verfassung von Österreich abgelehnt. Das muss man sagen, und alles andere wäre falsch. Das muss man hier deutlich feststellen. (Beifall bei der FPÖ.)

Daher werden allfällige Volksabstimmungen auf europäischer Basis erst nach Vorliegen dieser Verfassung und nach Annahme dieser Verfassung möglich sein, und nicht vorher.

Eine Volksabstimmung - diejenige, deren Notwendigkeit eben gegeben ist auf Grund der Totaländerung der Verfassung, die die Folge dieser allfälligen Annahme sein wird - ist unumgänglich, meine Damen und Herren. Seien Sie daher bereit, diesen Dingen ins Auge zu blicken, und geben Sie dem klar geäußerten Willen der Österreicher und Österreicherinnen nach und lassen Sie eine Volksabstimmung zu diesem Thema zu! (Beifall bei der FPÖ. – Der Redner nimmt einen Schluck Wasser.)

Kaum steht eine europäische Verfassung im Raum, wird das Wasser knapp - es ist nicht einmal mehr ein Bodensatz vorhanden! 

Was die Volkspartei betrifft, so hat sie zum Beispiel die Friedenspolitik der EU herausgehoben. Kollege Jung hat bereits auf dieses Thema geantwortet. Ich möchte noch ergänzend dazusagen, dass für mich die Teilnahme österreichischer Truppen am Einsatz im Tschad einen klaren Bruch der österreichischen Neutralitätsverpflichtungen darstellt. (Beifall bei der FPÖ.)

Die GRÜNEN müssten sich ja hier massivst darüber aufregen und das als einen massiven Bruch von allem und jedem der Grundsätze der österreichischen Verfassung und der Neutralität bezeichnen, aber das geschieht nicht. Im Großen und Ganzen, muss man sagen, sind die GRÜNEN in der Bundesrepublik Deutschland jene gewesen, die via Außenminister Fischer die Hauptbetreiber des Afghanistan-Einsatzes gewesen sind, und ganz offensichtlich wollen die GRÜNEN in Österreich in die gleiche Richtung nachstoßen.

Hinsichtlich des Europäischen Rates als Vertreter der Regierungen wurde gesagt, er sei demokratisch legitimiert. Das würde ich auch bestreiten. Ich würde eher meinen, dass der einzelne Vertreter in diesem Regierungsgremium zu Hause in der jeweiligen Republik, im jeweiligen Staat, von dort her natürlich demokratisch legitimiert ist, aber das Gremium als solches ist es sicher nicht, und es ist nicht imstande und berechtigt, hier Verfassungsänderungen vorzunehmen. Das muss man hier klar und deutlich feststellen.

Und die SPÖ - das habe ich vor allem aufgeschrieben - hat festgestellt, dass keine Kompetenzverschiebungen stattfinden werden und dass diese nicht möglich und denkbar seien. - Das ist schlicht und einfach nicht wahr, meine Damen und Herren! Eine Verfassung, die also hier neu begründet wird - denn auch wenn es geleugnet wird, ist es natürlich eine Verfassung, wo nur einige Kleinigkeiten und Äußerlichkeiten entfernt wurden; und wie Giscard d'Estaing eben gesagt hat, wird hier der alte Vertrag in einen neuen Umschlag gegeben, und sonst geschieht gar nichts -, eine solche Verfassung darf auf alle Fälle nicht Freiräume aufmachen für Missbräuche durch Institutionen - auch wenn sie nicht vollzogen werden, aber eben doch möglich sind. Und herbeigeführt werden solche möglichen Missbräuche durch schwammige Ermächtigungsformulierungen, wie sie leider in diesen Vertragswerken sehr wohl vorhanden sind.

Es sind vor allem drei Punkte, die uns in erster Linie die Forderung, dass eine Volksabstimmung der österreichischen Bevölkerung zu diesem Vertragswerk notwendig ist, als ganz, ganz wichtig erscheinen lassen:

Das sind einerseits das vereinfachte Änderungsverfahren - ich habe heute schon dazu Stellung bezogen -, zweitens der Vorrang des Unionsrechtes und drittens die Flexibilitätsklausel.

Diese drei Kernpunkte bedeuten, dass die Souveränität Österreichs als Mitgliedsstaat der Europäischen Union zu Ende ist und dass wir nicht mehr ein Mitglied eines Staatenbundes, sondern eines Bundesstaates sind und in der Kompetenz auf die Ebene eines Bundslandes herabsinken. Und wenn wir uns die Wiener Gesetzgebung anschauen - das wurde ja schon gesagt -, ist es ja unübersehbar, dass wir auf weiten Strecken vollziehen, was in Brüssel vorgegeben wird, und dass sich auch völlig unklare und unnötige und von niemandem wirklich gewollte Formulierungen in Wiener Gesetzen finden, nur weil es Brüssel will. - Das sind Zustände, die wirklich bedauerlich sind. (Beifall bei der FPÖ.)

Zu diesem vereinfachten Verfahren haben wir schon festgestellt, dass eben hier der Europäische Rat durch Beschluss nach Anhörung - also nicht Zustimmung - des Parlaments eine Änderung eines Teiles oder aller Teile der Bestimmungen des Dritten Teiles des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union beschließen kann. Das betrifft die gesamte Breite des Politikfeldes der Europäischen Union mit Ausnahme der Außen- und Sicherheitspolitik. Alles andere ist sehr wohl diesen Punkten und Bereichen unterworfen und kann ohne Zustimmung des österreichischen Nationalrates geändert werden - durch Beschluss eines Ministerkollegiums, das als solches nicht demokratisch legitimiert ist. Das betrifft sämtliche wesentlichen Politikbereiche, die es in der Europäischen Union gibt, von der Landwirtschaft angefangen bis hin, was vor allem Wien betreffen wird, zur Sozialpolitik - das wurde schon gesagt - und zum Gesundheitswesen, wo wir am Beginn einer Entwicklung stehen, die nun langsam sichtbar wird, wo durch diverse Richtlinien der Europäischen Union Verantwortung auch in finanzieller Hinsicht auf Wien abgewälzt wird, was unverantwortlich ist! Wir werden konfrontiert mit Leistungszwängen, denen wir unterworfen werden, die in keiner Weise von uns finanzierbar sind und die selbstverständlich das Sozialsystem und das Gesundheitswesen in Wien und in Österreich und in weiten Teilen Europas gefährden werden. 

Weiters: der Vorrang des Unionsrechtes. Da gibt es eben die 27. Erklärung zur Rechtslage der Europäischen Union, eine Erklärung der Regierungskonferenz der EU, und da steht drinnen: 

„Die Konferenz weist darauf hin, dass die Verträge und das von der Union auf der Grundlage der Verträge gesetzte Recht im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes der EU unter den in dieser Rechtsprechung festgelegten Bedingungen Vorrang vor dem Recht der Mitgliedstaaten haben."

Das heißt, meine Damen und Herren, dass sich die österreichische Souveränität auch in diesem Punkt total und völlig verabschiedet.

Weiters, das Dritte: eine künftige Flexibilitätsklausel, die vorgesehen ist. Durch diese Flexibilitätsklausel wird es der Union entsprechend dem Art 308 Abs 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der Union ermöglicht, zur Verwirklichung der Ziele der Verträge durch Vorschriften des Rates auf Vorschlag der Kommission - wiederum, also nicht eines gewählten und legitimierten Gremiums - und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments - wenigstens etwas; vorhin hatten wir nur die Kenntnisnahme - im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Politikbereiche tätig zu werden, auch wenn die Verträge die dafür erforderlichen Befugnisse nicht vorsehen. - Das heißt also, Brüssel greift in sämtliche Bereiche der Politik und der Gestaltung des Lebens seiner Bürger ein, auch in jene, die Brüssel kompetenzmäßig nicht zustehen, und ohne Zustimmung der Parlamente der Mitgliedstaaten - von Landtagen oder vom Wiener Landtag zum Beispiel kann nicht einmal mehr die Rede sein! 

Das sind also unglaubliche Vorgangsweisen, die jeder Demokratie Hohn sprechen. Wir bauen schlicht und einfach in diesem Land die Demokratie ab, weil die innerstaatlichen Parlamente auf Bundes- oder Landesebene an Kompetenzen verlieren, und die Kompetenzen wandern zu Gruppen und Gremien und Institutionen, die nicht demokratisch legitimiert sind, die sich nicht auf Wahlen stützen, sondern die sich, offensichtlich nach Interessensklüngeln orientiert, in Brüssel zusammensetzen und gegen den Willen der europäischen Bevölkerung Maßnahmen setzen, die von dieser nicht gewollt werden. 

Wir Freiheitlichen werden uns massiv bemühen, dass der gesamte Inhalt der diversen Richtlinien, der der österreichischen Bevölkerung nicht bekannt ist, in der ganzen Tragweite bekannt gemacht wird. Wir verlangen eine Volksabstimmung, um diese Entmachtung der österreichischen Demokratie, der österreichischen Parlamente und natürlich auch des Wiener Parlaments zu vermeiden und dazu beizutragen, dass Europa ein Ziel bleibt, das es anzustreben gilt. (Beifall bei der FPÖ.) 


Vorsitzender GR Godwin Schuster: Mir liegt noch eine tatsächliche Berichtigung vor: Frau StRin Dr Vana, Sie haben das Wort. 

StRin Dr Monika Vana: Ich möchte eine tatsächliche Berichtigung vornehmen: Ich habe mich an keiner Stelle meiner Rede gegen eine Volksabstimmung ausgesprochen. Auch die Wiener GRÜNEN sprechen sich nicht gegen eine Volksabstimmung aus, aber wir sitzen in dieser Frage ganz sicher nicht in einem Boot mit der FPÖ. Ihnen geht es nicht um die Demokratie, es geht Ihnen um den EU-Austritt! (StR Johann Herzog: Sind Sie nicht gegen die Volksabstimmung? – Stimmen Sie dagegen?) Und für dieses Spiel in diesem Haus sind wir nicht zu haben! (Beifall bei den GRÜNEN. – StR Johann Herzog: Was machen Sie jetzt? Stimmen Sie dafür?) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Mir liegt ein Beschlussantrag der FPÖ-Gemeinderäte DDr Eduard Schock, Mag Gerald Ebinger und Mag Wolfgang Jung betreffend Erwirkung einer neuerlichen Ratifizierung in Form einer Volksabstimmung eines neu aufgelegten Vertrags für die Europäische Union vor. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Beschlussantrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Die Gemeinderatssitzung, die nun genau 2 Stunden und 15 Minuten gedauert hat, ist geschlossen. Wir sehen uns wieder am 14. Dezember um 9 Uhr. – Auf Wiedersehen!

(Schluss um 11.15 Uhr.)

